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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. April 1958 

4 — 23200 — 2285/58 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über die 
Tuberkulosehilfe 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 191. Sitzung am 28. März 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Sdiäffer 


Druck: Bonner Universitäts-Budidnickereii Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Gegenstand der Tuberkulosehilfe 
§ 1 

Anspruch auf Tuberkulosehilfe 

(1) Zur Förderung und Sicherung der Heilung Er- 
krankter und zum Schutz der Allgemeinheit gegen 
die Übertragung der Tuberkulose werden als Tuber- 
kulosehilfe 

1. Heilbehandlung, 

2. Eingliederungshilfe, 

3. wirtschaftliche Hilfe, 

4. vorbeugende Hilfe 

nach Maßgabe dieses Gesetzes gewährt, soweit die 
Hilfe nicht anderweitig gesetzlich sichergestellt oder 
nach den wirtschaftlichen und persönlichen Ver- 
hältnissen im Einzelfall nicht erforderlich ist. 

(2) Soweit nach Absatz 1 kein Anspruch besteht, 
ist Tuberkulosehilfe unverzüglich zu gewähren, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß andern- 
falls die notwendigen Maßnahmen nicht rechtzeitig 
durchgeführt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Zuständigkeit einer zur Gewährung der Hilfe 
verpflichteten Stelle nicht rechtzeitig geklärt wer- 
den kann oder nicht anerkannt ist, oder wenn die 
Prüfung der wirtschaftlichen und persönlichen Ver- 
hältnisse im Einzelfall nicht rechtzeitig durchgeführt 
werden kann. 

§ 2 

Heilbehandlung 

(1) Die Heilbehandlung umfaßt 

1. stationäre Krankenhaus- und Heilstätten- 
behandlung einschließlich der Dauer- 
behandlung, 

2. stationäre Beobachtung zur Feststellung 
der Notwendigkeit stationärer Kranken- 
haus- oder Heilstättenbehandlung oder 
zur Klärung diagnostischer oder therapeu- 
tischer Fragen, 

3. ambulante Behandlung einschließlich der 
hierzu notwendigen Kontrolluntersuchun- 
gen und der Arznei-, Verband- und Heil- 
mittelversorgung, 

4. Versorgung mit Körperersatzstücken so- 
wie orthopädischen und anderen Hilfsmit- 


teln im Zusammenhang mit der Heil- 
behandlung, 

5. häusliche Pflege, 

6. notfalls Behandlung in Kur- und Bade- 
orten. 

(2) Die stationäre Behandlung schließt die gleich- 
zeitige Behandlung anderer Erkrankungen ein; sie 
schließt auch Zahnbehandlung und Zahnersatz ein, 
soweit diese für die Vorbereitung oder Durchfüh- 
rung der stationären Behandlung erforderlich sind. 
Zur stationären Behandlung gehören auch Maß- 
nahmen zur Erhaltung oder Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit. 

§ 3 

Eingliederungshilfe 

Die Hilfe zur Eingliederung in das Arbeitsleben 
umfaßt 

1. Hilfe zur Schulbildung, 

2. Hilfe zur Berufsausbildung, -fortbildung odei 
Umschulung oder zur Befähigung für eine an- 
dere Tätigkeit, 

3. Hilfe zur Unterbringung im Beruf oder in 
einer anderen Tätigkeit, 

4. nachgehende Hilfe, 

soweit die Erkrankung besondere Maßnahmen er- 
fordert, im Zusammenhang mit Maßnahmen nach 
Nummer 1 oder 2 auch die Versorgung mit Körper- 
ersatzstücken sowie mit orthopädischen und ande- 
ren Hilfsmitteln. 

§ 4 

Wirtschaftliche Hilfe 

(1) Die wirtschaftliche Hilfe umfaßt 

1. Lebensunterhalt für den Kranken und 
seine Familienangehörigen, 

2. Taschengeld für den Kranken während der 
Dauer der stationären Krankenhaus- oder 
Heilstättenbehandlung und der stationä- 
ren Maßnahmen der Eingliederung in das 
Arbeitsleben, 

3. Ergänzung von Hausrat, Bekleidung und 
Heizung für den Kranken und seine tuber- 
kulosegefährdeten oder -bedrohten Fami- 
lienangehörigen. 

(2) Die wirtschaftliche Hilfe ist nach dem Be- 
dürfnis des Einzelfalles auszudehnen auf 

1. besondere Ernährung für den Kranken 
und seine tuberkulosegefährdeten oder 
-bedrohten Familienangehörigen, 
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2. Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften 
im Haushalt oder Kleinbetrieb, 

3. Mitwirkung bei der Wohnungsbeschaf- 
fung. 

Zur Verbesserung der Wohnverhältnisse können 
Beihilfen oder Darlehen gewährt werden. 

(3) Die wirtschaftliche Hilfe schließt sonstigen 
nach fürsorgerechtlichen Grundsätzen notwendigen 
Lebensbedarf des Kranken und seiner Familien- 
angehörigen ein, Mehrbedarf jedoch nur, soweit er 
nicht wegen der Erkrankung an Tuberkulose an- 
zuerkennen ist. 


§ 5 

Vorbeugende Hilfe 

(1) Die vorbeugende Hilfe umfaßt alle Maßnah- 
men, die geeignet sind, tuberkulosegefährdete oder 
-bedrohte Personen gegen die Übertragung der 
Krankheit oder eine erneute Erkrankung wider- 
standsfähig zu machen. 

(2) Vorbeugende Hilfe ist für Minderjährige und 
ihre Mütter zu gewähren, wenn sie in Wohngemein- 
schaft mit einem Kranken leben, der an einer an- 
steckungsfähigen Tuberkulose leidet. Sie kann auch 
für andere minderjährige oder volljährige tuber- 
kulosegefährdete oder -bedrohte Personen aus der 
Umgebung eines an einer aktiven, behandlungs- 
bedürftigen Tuberkulose leidenden Kranken und 
für den Genesenden gewährt werden. 

§ 6 

Familienangehörige 

Familienangehörige des Kranken im Sinne des 
Gesetzes sind 

1. der Ehegatte, 

2. die ehelichen und die für ehelich erklärten 
Kinder, 

3. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 

4. die unehelichen Kinder, 

5. die Pflegekinder, die Stiefkinder und die 
Enkel, 

6. Verwandte des Kranken und seines Ehegatten 
in der aufsteigenden Linie, 

7. Adoptiveltern, Stiefeltern und Pflegeeltern, 

8. Geschwister, 

wenn der Kranke oder sein nicht getrennt leben- 
der Ehegatte bis zur Erkrankung Unterhalt gewährt 
hat, wenn seine gesetzliche Unterhaltspflicht nach 
diesem Zeitpunkt entsteht oder wenn ihnen in 
häuslicher Gemeinschaft mit dem Kranken oder 
seinem nicht getrennt lebenden Ehegatten Unter- 
stützung nach den fürsorgerechtlichen Vorschriften 
gewährt wurde. Die unter Nummer 6 bis 8 genann- 
ten Personen gelten nur dann als Familienangehö- 
rige, wenn sie mit dem Kranken in häuslicher Ge- 
meinschaft leben oder bis zur Erkrankung gelebt 
haben. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Aufgaben der Landesfürsorgeverbände 
§ 7 

Sachliche Zuständigkeit 

Tuberkulosehilfe wird von dem Landesfürsorge- 
verband gew^ährt, soweit die §§ 22 bis 25 nichts 
anderes bestimmen. 

§ 8 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) örtlich zuständig ist der Landesfürsorgever- 
band, in dessen Bereich der Kranke seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat. 

(2) Tritt die Behandlungsbedürftigkeit während 
des Aufenthalts in einer Anstalt (§ 9 Abs. 1 der 
Verordnung über die Fürsorgepflicht) oder bei der 
Entlassung aus einer solchen Anstalt ein, so ist der 
Landesfürsorgeverband zuständig, der es unmittel- 
bar vor der Aufnahme in die Anstalt gewesen wäre. 
Hat der Kranke unmittelbar vor der Aufnahme kei- 
nen gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gehabt oder ist ein solcher nicht 
zu ermitteln, so ist der Landesfürsorgeverband zu- 
ständig, in dessen Bereich sich der Kranke unmit- 
telbar vor der Aufnahme in die Anstalt tatsächlich 
aufgehalten hat. 

(3) Ist kein Landesfürsorgeverband nach Absatz I 
oder 2 zuständig oder zu ermitteln, so ist der Lan- 
desfürsorgeverband zuständig, in dessen Bereich 
sich der Kranke tatsächlich aufhält. 

(4) Andern sich nach der Feststellung der Be- 
handlungsbedürftigkeit durch einen amtlich bestell- 
ten Arzt die die Zuständigkeit begründenden Um- 
stände, so bleibt die bisherige Zuständigkeit bis 
zur Beendigung der eingeleiteten Heilbehandlung 
bestehen, jedoch nicht über den Ablauf des dritten 
auf die Entlassung aus der stationären Kranken- 
haus- oder Heilstättenbehandlung folgenden Monats 
hinaus; im Falle des Absatzes 3 gilt dies nur bis 
zur Ermittlung des nach Absatz 1 oder 2 zuständi- 
gen Landesfürsorgeverbandes. 

(5) In Fällen der Umsiedlung innerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes und der Aufnahme 
von Deutschen aus Gebieten außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes ist der Landesfür- 
sorgeverband vom Zeitpunkt der Umsiedlung oder 
des Eintreffens im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
an örtlich zuständig, in dessen Bereich der Kranke 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt nimmt. Begründet 
der Kranke im Aufnahmeland keinen gewöhnlichen 
Aufenthalt, bestimmt die oberste Landesbehörde 
den örtlich zuständigen Landesfürsorgeverband. In 
Fällen der Rückführung von Evakuierten ist vom 
Zeitpunkt der Rückführung an der Landesfürsorge- 
verband des Ausgangsortes (§§ 1 und 6 des Bun- 
desevakuiertengesetzes) örtlich zuständig. Solange 
der hiernach zuständige Landesfürsorgeverband 
noch nicht feststeht, ist der Landesfürsorgeverband 
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zuständig, in dessen Bereich sich der Kranke tat- 
sächlich aufhält. 

(6) In dringenden Fällen sind unaufschiebbare 
Maßnahmen, die außerhalb des gewöhnlichen Auf- 
enthalts des Kranken erforderlich werden, von dem 
Landesfürsorgeverband zu treffen, in dessen Be- 
reich sich der Kranke tatsächlich aufhält. 

§ 9 

Antrag 

Der Landesfürsorgeverband gewährt Tuberkulose- 
hilfe auf Antrag, in dringenden Fällen von Amts 
wegen. 

§ 10 

Kostenbeitrag 

(1) Der Landesfürsorgeverband kann verlangen, 
daß der Kranke oder Genesene und sein nicht 
getrennt lebender Ehegatte nach Maßgabe des § 11 
einen Beitrag zu den Aufwendungen für die Heil- 
behandlung und für die Eingliederung in das Ar- 
beitsleben leisten. 

(2) Der Anspruch auf Kostenbeitrag verjährt 
nach vier Jahren vom Ablauf des Jahres an, in 
dem die Hilfe gewährt worden ist. 

§ 11 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
bei Heilbehandlung und Eingliederungshilfe 

Bei der Prüfung, ob Heilbehandlung und Einglie- 
derungshilfe nach den wirtschaftlichen und persön- 
lichen Verhältnissen im Einzelfall zu gewähren 
sind, und bei der Festsetzung des Kostenbeitrages 
hat der Landesfürsorgeverband angemessen zu be- 
rücksichtigen 

1. steuerpflichtige Einkünfte des Kranken und 
seines nicht getrennt lebenden Ehegatten, so- 
weit sie während der Dauer der Heilbehand- 
lung oder der Maßnahmen zur Eingliederung 
in das Arbeitsleben monatlich den Betrag von 
660 Deutsche Mark übersteigen; dieser Be- 
trag erhöht sich für jeden tatsächlich über- 
wiegend unterhaltenen Familienangehörigen 
um 60 Deutsche Mark, jedoch insgesamt höch- 
stens um 50 V. H.; 

2. Einsparungen an häuslichen Aufwendungen 
während der Dauer der stationären Heil- 
behandlung und der stationären Maßnahmen 
der Eingliederung in das Arbeitsleben, es sei 
denn, daß im Haushalt des Kranken minde- 
stens ein minderjähriges Kind lebt; 

3. Vermögen des Kranken und seines nicht ge- 
trennt lebenden Ehegatten, es sei denn, daß 
der Verbrauch oder die Verwertung eine nicht 
nur vorübergehende Beeinträchtigung der 
Lebensführung verursachen, die Schaffung 
einer angemessenen wirtschaftlichen Existenz, 
die Einrichtung eines angemessenen Haus- 
standes oder eine Berufsausbildung gefährden, 
eine angemessene Altersversorgung schmälern 


oder aus anderen Gründen eine Härte bedeu- 
ten würde; 

4. Leistungen Dritter auf gesetzlicher oder ver- 
traglicher Grundlage für Kosten der Heil- 
behandlung und der Eingliederung in das Ar- 
beitsleben sowie Ansprüche auf solche Lei- 
stungen. 

§ 12 

Eingliederungsplan 

(1) Die Hilfe zur Eingliederung in das Arbeits- 
leben soll dem Kranken oder Genesenen die 
Überwindung der Auswirkungen der Erkrankung 
nach Möglichkeit erleichtern. 

(2) Der Landesfürsorgeverband hat, wenn Ein- 
gliederungsmaßnahmen nach § 3 Nr. 1 oder 2 er- 
forderlich sind, möglichst frühzeitig einen Einglie- 
derungsplan aufzustellen. Er hat hierbei insbeson- 
dere den Kranken, den behandelnden Arzt, das 
Gesundheitsamt und im Hinblick auf die spätere 
berufliche Eingliederung in das Erwerbsleben die 
zuständige Dienststelle der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung zu 
beteiligen. Ist eine Körperbehinderung im Sinne des 
Körperbehindertengesetzes oder die drohende Ge- 
fahr einer solchen wahrzunehmen, hat der Landes- 
fürsorgeverband auch den Landesarzt zu beteiligen. 

§ 13 

Schulbildung 

Dem Kranken oder Genesenen ist während der 
stationären Behandlung und im Anschluß hieran 
Hilfe zur Aufnahme der erstrebten, zur Fortsetzung 
der begonnenen oder zur Aufnahme einer anderen 
angemessenen Schulbildung zu gewähren, soweit 
die Schulbildung durch die Erkrankung beeinträch- 
tigt oder verzögert ist. Die Hilfe muß seinen Kräf- 
ten und seiner Eignung entsprechen. Sie ist minde- 
stens im Rahmen der allgemeinen gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Schulpflicht zu gewähren, 
notfalls auch über das volksschulpflichtige Alter 
hinaus; die Bestimmungen über die Ermöglichung 
des Schulbesuchs im Rahmen der allgemeinen 
Schulpflicht bleiben unberührt. 

§ 14 

Berufsausbildung, -fortbildung und -Umschulung 

(1) Dem Kranken oder Genesenen ist Hilfe zu 
gewähren 

a) zur Berufsausbildung, wenn infolge der 
Erkrankung die erstrebte Ausbildung nicht 
ohne besondere Maßnahmen durchgeführt 
werden kann oder das Ausbildungsziel 
geändert werden muß, 

b) zur Berufsfortbildung, wenn hierdurch die 
Aufnahme einer Tätigkeit im bisherigen 
oder in einem dem früheren verwandten 
Beruf ermöglicht wird, 

c) zur Berufsumschulung, wenn infolge der 
Erkrankung die Ausübung des bisherigen 
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oder eines früheren verwandten Berufes 
nicht mehr möglich ist. 

Die Hilfe muß den Kräften und der Eignung des 
Kranken oder Genesenen entsprechen. Bei der 
Auswahl des Berufes soll möglichst auf einen Be- 
rufswunsch Rüdesicht genommen werden. Zur 
Berufsfortbildung kann auch eine Hilfe gewährt 
werden, die den Aufstieg im Beruf zum Ziele hat. 

(2) Können mangels Eignung oder infolge der 
Erkrankung Maßnahmen nach Absatz 1 nicht durch- 
geführt werden, ist Hilfe zur Befähigung für eine 
andere geeignete Tätigkeit zu gewähren. 

(3) Während der stationären Behandlung soll dem 
Kranken die Erhaltung und Erweiterung der beruf- 
lichen Kenntnisse ermöglicht werden. 

(4) Die Einleitung von Maßnahmen der Berufs- 
ausbildung, -fortbildung oder -Umschulung hat im 
Benehmen mit der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung zu erfolgen. 

§ 15 

Unterbringung im Beruf 

(1) Der Landesfürsorgeverband hat unbeschadet 
der Zuständigkeit der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung durch 
Hilfe zur Unterbringung im Beruf oder in einer an- 
deren Tätigkeit darauf hinzuwirken, daß der Ge- 
nesene einen Platz im Arbeitsleben erhält, der den 
gesundheitlichen Erfordernissen entspricht 

(2) Arbeitswilligen Kranken, deren Eingliede- 
rung in das allgemeine Arbeitsleben in absehbarer 
Zeit nicht möglich ist, soll Gelegenheit zur Aus- 
übung einer geeigneten Tätigkeit gegeben werden, 
soweit ihr Gesundheitszustand dies zuläßt. 

§ 16 

Nachgehende Hilfe 

Der Landesfürsorgeverband soll nach der Beendi- 
gung der Heilbehandlung und nach der Unterbrin- 
gung im Beruf oder in einer anderen Tätigkeit die 
erzielten Ergebnisse, insbesondere das Verbleiben 
des Eingegliederten im Arbeitsleben, nach Möglich- 
keit sichern. 

§ 17 

Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe 

(1) Art, Höhe und Dauer der Leistungen der wirt- 
schaftlichen Hilfe sind unter Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse des Kranken oder Ge- 
nesenen so zu bemessen, daß der Erfolg der Heil- 
behandlung gesichert, die Eingliederung in das 
Arbeitsleben ermöglicht und die angemessene Er- 
ziehung und Berufsausbildung Unterhaltsberechtig- 
ter nicht gefährdet werden. Leistungen für Familien- 
angehörige, die nicht in häuslicher Gemeinschaft 
mit dem Kranken gelebt haben, sollen nicht höher 
sein als die ihnen von dem Kranken vor der Erkran- 
kung durchschnittlich gewährten Leistungen. 

(2) Den Familienangehörigen sollen andere Per- 
sonen gleichgestellt werden, wenn der Kranke 


ihnen gegenüber zur Gewährung des Unterhalts 
verpflichtet ist oder wenn sie in Wohngemeinschaft 
mit dem Kranken leben, der an einer ansteckungs- 
fähigen Tuberkulose leidet. 

(3) Wirtschaftliche Hilfe nach Maßgabe des Ab- 
satzes 1 soll, soweit angemessen, auch während der 
Dauer einer Übergangszeit gewährt werden, ins- 
besondere während einer Einarbeitungszeit, bei 
Teilzeit- oder Leichtarbeit und beim Bezüge von 
Arbeitslosengeld oder Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe, jedoch in der Regel nicht über 
die Dauer von zwei Jahren nach der Beendigung der 
Heilbehandlung oder der Eingliederung in das Ar- 
beitsleben nach § 3 Nr. 1 und 2 hinaus. 

§ 18 

Leistungen für den Lebensunterhalt 

(1) Bei der Prüfung, ob nach den wirtschaftlichen 
Verhältnissen im Einzelfall Leistungen für den 
Lebensunterhalt erforderlich sind, ist das Einkom- 
men des Kranken, seines nicht getrennt lebenden 
Ehegatten und derjenigen Familienangehörigen zu 
berücksichtigen, für die Leistungen benötigt werden; 
dies gilt insbesondere hinsichtlich der Barleistungen 
der Träger der gesetzlichen Kranken- und Renten- 
versicherungen und der Versorgungsbehörden. Lebt 
ein minderjähriger Kranker im elterlichen Haushalt, 
so ist auch das Einkommen der Eltern zu berücksich- 
tigen. Das Vermögen des Kranken und seines nicht 
getrennt lebenden Ehegatten ist nach Maßgabe des 
§ 11 Nr. 3 zu berücksichtigen. 

(2) Die Bedarfssätze für den laufenden Lebens- 
unterhalt (§ 4 Abs. 1 Nr. 1) — außer der Beihilfe 
für Unterkunft — sollen nicht geringer als das Ein- 
einhalbfache der Richtsätze der öffentlichen Für- 
sorge sein. 

(3) Als Einkommen im Sinne des Absatzes 1 gilt 
das gesamte Einkommen, besonders Bezüge in Geld 
oder Geldeswert aus gegenwärtigem oder früherem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis und aus Unterhalts- 
oder Rentenansprüchen öffentlicher oder privater 
Art nach Absetzung der Aufwendungen für Steuern, 
Beiträge zur Sozialversicherung oder privaten Ver- 
sicherung oder ähnlichen Einrichtungen in angemes- 
senem Umfang sowie der mit der Erzielung des Ein- 
kommens verbundenen notwendigen Ausgaben. 
§ 8 b der Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 4. Dezember 
1924 (Reichsgesetzbl. I S. 675) ist sinngemäß an- 
zuwenden. 

§ 19 

Ersatzansprüche 

(1) Der Landesfürsorgeverband, der nach diesem 
Gesetz Hilfe gewährt, kann, wenn der Berechtigte 
für die Zeit, für die ihm Hilfe gewährt wird, An- 
sprüche gegen einen Dritten auf Leistungen zur 
Deckung des Lebensbedarfs hat, durch schriftliche 
Anzeige an den Dritten bewirken, daß diese An- 
sprüche zum Ersatz auf ihn übergehen. Die schrift- 
liche Anzeige an den Dritten bewirkt den Übergang 
des Anspruchs für die Zeit seit dem Beginn der 
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Tuberkulosehilfe bis zu ihrer Beendigung. Der 
Übergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
der Anspruch der Pfändung nicht unterworfen ist. 

(2) Der Landesfürsorgeverband soll den Über- 
gang von Ansprüchen nur bewirken zum Ersatz sei- 
ner Aufwendungen für die wirtschaftliche Hilfe und 
für diejenigen Kosten der Heilbehandlung und der 
Eingliederung in das Arbeitsleben, für die der 
Kranke oder Genesene bei rechtzeitiger Erfüllung 
des Anspruchs einen Beitrag nach Maßgabe des § 11 
zu leisten hätte. 

(3) Zum Ersatz der Kosten der Heilbehandlung 
und der Eingliederung in das Arbeitsleben darf der 
Landesfürsorgeverband einen nach bürgerlichem 
Recht Unterhaltspflichtigen nur insoweit in An- 
spruch nehmen, als dessen steuerpflichtige Ein- 
künfte die in § 11 Nr. 1 genannte Verdienstgrenze 
übersteigen oder sein Vermögen in entsprechender 
Anwendung des § 11 Nr. 3 verwertbar ist. Ist der 
Kranke oder Genesene minderjährig oder lebt er im 
elterlichen Haushalt, so sind die steuerpflichtigen 
Einkünfte nicht getrennt lebender Eltern gemein- 
sam zu berücksichtigen. 

(4) Für die Vergangenheit kann der Landes- 
fürsorgeverband einen nach bürgerlichem Recht 
Unterhaltspflichtigen außer unter den Voraus- 
setzungen des § 1613 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
nur in Anspruch nehmen, wenn er ihm von der Ge- 
währung der Tuberkulosehilfe unverzüglich Mit- 
teilung gemacht hat. § 91 Abs. 2 des Bundesvertrie- 
benengesetzes und § 19 Abs. 2 des Bundesevakuier- 
tengesetzes gelten entsprechend. 

(5) Der Landesfürsorgeverband kann den Über- 
gang von Ansprüchen gegen eine private Kranken- 
versicherung nur insoweit bewirken, als sie die in 
den §§ 2 bis 5 bezeichneten Leistungen betreffen 
und nicht nur zur Ergänzung gewährt werden. 

§ 20 

Überzahlung 

Ein Anspruch auf Rückzahlung zu Unrecht empfan- 
gener Leistungen kann gegen den Anspruch auf 
Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe nur dann auf- 
gerechnet werden, wenn der Kranke oder Genesene 
oder der Familienangehörige die Überzahlung durch 
wissentlich falsche Angaben oder absichtliches Ver- 
schweigen wesentlicher Veränderungen herbei- 
geführt hat. 

§ 21 

Mitwirkung der Landkreise und der 
kreisfreien Städte 

(1) Soweit die wirtschaftliche Hilfe von dem Lan- 
desfürsorgeverband gewährt wird, ist sie von dem 
Landkreis oder der kreisfreien Stadt nach Richt- 
linien durchzuführen, die von dem Landesfürsorge- 
verband mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde im 
Rahmen dieses Gesetzes aufgestellt werden. Der 
Landesfürsorgeverband kann auch die Durchführung 
der Eingliederungshilfe und der vorbeugenden Hilfe 
in Einzelfällen oder nach von ihm mit Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde im Rahmen dieses Gesetzes 


aufgestellten Richtlinien auf die Landkreise und die 
kreisfreien Städte übertragen. Der Landesfürsorge- 
verband kann Einzelweisungen über die Durch- 
führung erteilen. 

(2) Der durchführende Landkreis oder die durch- 
führende kreisfreie Stadt ist auf Verlangen des 
Landesfürsorgeverbandes verpflichtet, Ansprüche, 
die der Landesfürsorgeverband nach § 19 oder nach 
§ 1541 der Reichsversicherungsordnung, § 94 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung oder § 292 Abs. 5 des Gesetzes 
über den Lastenausgleich auf sich übergeleitet hat 
oder die auf diesen übergegangen sind, im Namen 
des Landesfürsorgeverbandes geltend zu machen. 

(3) Eine Beteiligung an den Aufwendungen der 
Tuberkulosehilfe kann von den Landkreisen und 
den kreisfreien Städten nicht verlangt werden. Be- 
stimmungen über die Aufbringung von Haushalts- 
mitteln werden hierdurch nicht berührt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Aufgaben anderer Träger der Tuberkulosehilfe 
§ 22 

öffentlicher Dienst 

(1) Tuberkulosehilfe nach § 1 Abs. 1 wird 

a) Personen, die im Dienst des Bundes oder 
einer bundesunmittelbaren Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts stehen, von dem Dienstherrn, 

b) Versorgungsempfängern des öffentlichen 
Dienstes, deren Versorgungsbezüge der 
Bund oder eine bundesunmittelbare Kör- 
perschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent- 
lichen Rechts trägt, von dem Träger der 
Versorgungslast 

gewährt. Die Tuberkulosehilfe wird auch für den 
Ehegatten und für die kinderzuschlagberechtigten 
Kinder gewährt, sofern diese nicht selbst einen An- 
spruch auf Tuberkulosehilfe gegen einen in Satz 1 
bezeichneten Leistungsträger haben. Kommen für 
einen Erkrankten nach Satz 1 oder 2 mehrere Lei- 
stungsträger in Betracht, so richtet sich der An- 
spruch gegen denjenigen Dienstherrn oder Träger 
der Versorgungslast, der die höheren Dienst- oder 
Versorgungsbezüge zahlt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

a) Ehrenbeamte und Beamte, die ein ihre 
Arbeitskraft nur nebenbei beanspruchen- 
des Amt bekleiden oder vorübergehend 
für nicht länger als ein Jahr verwendet 
werden, 

b) andere Personen, die für weniger als die 
Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit oder aushilfsweise beschäftigt 
werden,. 

c) Personen, die auf Grund der Wehrpflicht 
Wehrdienst oder zivilen Ersatzdienst 
leisten. 
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d) Versorgungsempfänger, die ausschließlich 
Beschädigtenversorgung nach dem Dritten 
Teil des Soldatenversorgungsgesetzes 
oder ausschließlich Übergangsgeld, Abfin- 
dungsrente, Übergangsbeihilfe oder Über- 
gangsgebührnisse erhalten, es sei denn, 
daß der Dienstherr gleichzeitig Berufs- 
förderung gewährt. 

(3) Die §§ 9 bis 20 gelten sinngemäß. 

(4) Ist die Erkrankung auf einen Dienst- oder 
Arbeitsunfall zurückzuführen oder ist der Dienst- 
herr zur freien Heilfürsorge verpflichtet, so gilt 
neben den hierfür maßgebenden Vorschriften dieses 
Gesetz nur, soweit es weitergehende Ansprüche 
gewährt. 

(5) Die Länder sind verpflichtet, die Gewährung 
der Tuberkulosehilfe für 

a) die in ihrem Dienst, im Dienst der Ge- 
meinden und der Gemeindeverbände so- 
wie sonstiger der Aufsicht der Länder 
unterstehender Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
stehenden Personen, 

b) die Versorgungsempfänger des öffent- 
lichen Dienstes, deren Versorgungsbezüge 
ein Land, eine Gemeinde, ein Gemeinde- 
verband oder eine sonstige der Aufsicht 
des Landes unterstehende Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts trägt, 

sowie für ihre Ehegatten und für die kinderzuschlag- 
berechtigten Kinder durch den Dienstherrn oder den 
Träger der Versorgungslast unter Berücksichtigung 
der Grundsätze der Absätze 1 bis 4 zu regeln. 

(6) Die Länder können Bestimmungen erlassen 
über die Aufbringung der den Gemeinden, den Ge- 
meindeverbänden und sonstigen ihrer Aufsicht 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts entstehenden Kosten. 

§ 23 

Deutsche Bundesbahn 

Die Deutsche Bundesbahn ist über die Verpflich- 
tung nach § 22 hinaus ermächtigt, die in den §§ 2 
bis 5 bezeichneten Leistungen den Betriebsange- 
hörigen und ehemaligen Betriebsangehörigen mit 
Versorgungsbezügen der Deutschen Bundesbahn 
oder ihrer Versicherungsträger sowie deren Fa- 
milienangehörigen zu gewähren. Dies gilt nicht, so- 
weit die Hilfe anderweitig, bei Versicherten oder 
Rentnern durch einen anderen Träger der Sozial- 
versicherung als die Bundesbahn-Versicherungs- 
anstalt, gesetzlich sichergestellt ist. 

§ 24 

Anstaltspflege 

(1) Ist ein Kranker wegen Geisteskrankheit, Gei- 
stesschwäche, Epilepsie oder auf Grund der §§ 42 b 
oder 42 c des Strafgesetzbuchs auf öffentliche Ko- 
sten in Anstaltspflege untergebracht, so gewährt 


der für diese Unterbringung zuständige Kosten- 
träger währen<i der Dauer der Unterbringung auch 
die Heilbehandlung nach § 2. Für die Beteiligung 
der Landkreise und der kreisfreien Städte an den 
Aufwendungen gilt § 21 Abs. 3 entsprechend. 

(2) Die Familienangehörigen haben in den Fällen 
des Absatzes 1 Anspruch auf wirtschaftliche Hilfe 
nach § 1 nur, wenn der Kranke vor der Unter- 
bringung mit ihnen zusammengelebt hat und wenn 
anzunehmen ist, daß die Erkrankung in diesem 
Zeitpunkt bereits bestanden hat. Dies gilt jedoch 
nicht über den Ablauf des sechsten auf die Am 
staltsaufnahme folgenden Monats hinaus. 

§ 25 

Haftvollzug 

(1) Befindet sich ein Kranker in Untersuchungs- 
haft oder wird eine Freiheitsstrafe, die Unterbrin- 
gung in einem Arbeitshaus oder Asyl oder die 
Sicherungsverwahrung gegen ihn vollzogen, so ge- 
währt ihm die Vollzugsbehörde während der Dauer 
der Verwahrung die Heilbehandlung nach § 2. 

(2) Die Familienangehörigen haben in den Fällen 
des Absatzes 1 Anspruch auf wirtschaftliche Hilfe 
nach § 1 nur, wenn der Kranke vor dem Beginn der 
Verwahrung mit ihnen zusammengelebt hat und 
wenn anzunehmen ist, daß die Erkrankung in 
diesem Zeitpunkt bereits bestanden hat, in den 
Fällen des Vollzuges einer Freiheitsstrafe, der Un- 
terbringung in einem Arbeitshaus oder Asyl und 
der Sicherungsverwahrung jedoch nicht über den 
Ablauf des sechsten auf den Beginn der Verwah- 
rung folgenden Monats hinaus. 


VIERTER ABSCHNITT 

Zusammenarbeit der zur Bekämpfung 
der Tuberkulose verpflichteten Stellen 

§ 26 

Beteiligung des Gesundheitsamtes 

(1) Der Berechtigte hat den Antrag auf Tuber- 
kulosehilfe nach § 9 bei dem Gesundheitsamt oder 
bei der Gemeinde seines Wohnortes zu stellen. An- 
träge auf Leistungen anderer zur Gewährung von 
Maßnahmen der Tuberkulosebekämpfung verpflich- 
teter Stellen können bei dem Gesundheitsamt oder 
bei der Gemeinde des Wohnortes gestellt werden. 
Die Gemeinde hat den Antrag unverzüglich an das 
Gesundheitsamt weiterzuleiten. Das Gesundheits- 
amt hat den Antrag unverzüglich mit seiner Stel- 
lungnahme der zuständigen Stelle zuzuleiten. 

(2) Die Einleitung von Maßnahmen der Tuberku- 
losebekämpfung durch eine anderweitig gesetz- 
lich oder nach den §§ 22 bis 25 verpflichtete Stelle 
hat im Benehmen mit dem Gesundheitsamt zu er- 
folgen. 

(3) Stellt der Kranke den Antrag nicht, so kann 
das Gesundheitsamt die erforderliche Hilfe bei der 
zuständigen Stelle beantragen. 
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§ 27 

Arbeitsgemeinschaften 

(1) Die an der Bekämpfung der Tuberkulose be- 
teiligten Stellen sollen mit dem Ziel, diese Auf- 
gabe gemeinsam zu erfüllen, Arbeitsgemeinschaften 
zur Abstimmung ihrer Maßnahmen und Verwal- 
tungsverfahren bilden. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaften regeln insbeson- 
dere die Schnelieinweisung. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen können ein 
Verfahren vereinbaren, durch das Streitigkeiten 
zwischen ihnen von Schiedsstellen geregelt werden. 

(4) Der Landesfürsorgeverband ist gehalten, die 
Bildung der Arbeitsgemeinschaft anzustreben, so- 
fern in seinem Bereich keine Arbeitsgemeinschaft 
besteht oder innerhalb von sechs Monaten nach 
der Verkündung dieses Gesetzes zustande kommt. 

§ 28 

Wechsel der Zuständigkeit 

(1) Gewährt der Landesfürsorgeverband Leistun- 
gen der Tuberkulosehilfe nach § 1 Abs. 2, § 8 Abs. 5 
Satz 4 oder Abs. 6 an Stelle einer anderen zur Ge- 
währung der Hilfe verpflichteten Stelle, so hat er 
die für zuständig erachtete Stelle unverzüglich über 
die von ihm eingeleiteten Maßnahmen zu unter- 
richten. Diese Stelle kann schon vor Klärung der 
Zuständigkeit die weiteren Maßnahmen selbst 
durchführen. Sie hat die dem Landesfürsorgever- 
band bis zur Übernahme entstandenen Kosten zu 
erstatten. Für die Erstattungsansprüche gegen die 
Träger der gesetzlidien Krankenversicherung fin- 
den die §§ 1531 bis 1543 der Reichsversicherungs- 
ordnung entsprechende Anwendung. 

(2) Der Landesfürsorgeverband ist nicht verpflich- 
tet, Kosten für eine Maßnahme zu übernehmen, die 
nicht von ihm veranlaßt oder genehmigt ist, es sei 
dann, daß die Maßnahme von einer zur Gewährung 
von Leistungen zur Bekämpfung der Tuberkulose 
verpflichteten Stelle eingeleitet ist und bei recht- 
zeitiger Antragstellung nach den Richtlinien des 
Landesfürsorgeverbandes zu gewähren war. 

(3) Andern sich nach der Feststellung der Behand- 
lungsbedürftigkeit durch einen amtlich bestellten 
Arzt die die Zuständigkeit begründenden Umstände, 
so bleibt die bisherige Zuständigkeit bis zur Be- 
endigung der Heilbehandlung bestehen. Dies gilt 
jedoch nicht in den Fällen des Absatzes 1 und der §§24 
und 25, im übrigen nicht über den Ablauf des drit- 
ten auf die Entlassung aus der stationären Kran- 
kenhaus- oder Heilstättenbehandlung folgenden 
Monats hinaus. Unberührt bleiben die Vorschriften 
und Bestimmungen über die zeitliche Begrenzung 
der Leistungspflicht in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung. In den Fällen des § 22 geht bei einem 
Wechsel des Dienstherrn oder des Trägers der Ver- 
sorgungslast die Zuständigkeit auf den neuen 
Dienstherrn oder Träger der Versorgungslast über; 
bei Beendigung des Dienstverhältnisses bleibt die 
bisherige Zuständigkeit über den in Satz 1 und 2 


bezeichneten Zeitpunkt hinaus bis zur Beendigung 
der Berufsförderungsmaßnahmen bestehen, zu deren 
Gewährung der Dienstherr auf Grund anderer ge- 
setzlicher Vorschriften verpflichtet ist oder während 
die Dienstzeit verpflichtet war. 

§ 29 

Übernahme der Heilbehandlung und der Eingliede- 
rungshilfe 

(1) Der örtlich zuständige Landesfürsorgeverband 
ist verpflichtet, auf Antrag einer zur Gewährung 
von Maßnahmen der Tuberkulosebekämpfung ver- 
pflichteten Stelle die Durchführung der Heilbehand- 
lung und der Eingliederungshilfe auf Rechnung der 
beantragenden Stelle zu übernehmen. 

(2) Der Vereinbarung der Beteiligten bleibt Vor- 
behalten, ob und in welcher Höhe Verwaltungs- 
kosten zu erstatten sind. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

§ 30 

Pflichten des Kranken, des Genesenen und der 
Familienangehörigen 

(1) Die zur Gewährung von Leistungen für die 
Bekämpfung der Tuberkulose zuständigen Stellen 
und das Gesundheitsamt haben den Kranken und 
seine Familienangehörigen zu beraten, sie über das 
zur Förderung und Sicherung der Heilung, zur 
Durchführung der Pflege und zur Vermeidung der 
Ansteckung erforderliche Verhalten in geeigneter 
Weise aufzuklären, notfalls ihnen Weisungen zu 
erteilen. Der Kranke und seine Familienangehörigen 
sind verpflichtet, den genannten Stellen die für die 
Bekämpfung der Tuberkulose erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen und ihren Weisungen Folge zu 
leisten. Der Kranke ist jedoch nicht verpflichtet, sich 
einer Heilbehandlung, die mit einer erheblichen Ge- 
fahr für Leben und Gesundheit verbunden ist, oder 
einer Operation, die einen erheblichen Eingriff in 
die körperliche Unversehrtheit bedeutet, zu unter- 
ziehen. Bei Einweisung in eine Heilstätte sind be- 
rechtigte Wünsche des Kranken zu würdigen. 

(2) Verstößt der Kranke, der Genesene oder ein 
Familienangehöriger in grober Weise oder beharr- 
lich gegen eine nach Absatz 1 erteilte Weisung, 
oder gefährdet der Kranke vorsätzlich oder grob- 
fahrlässig andere Personen, den Erfolg seiner Heil- 
behandlung oder einer Maßnahme der Eingliede- 
rungshilfe, so können die Leistungen der wirt- 
schaftlichen Hilfe oder die Barleistungen der Ver- 
sicherungsträger, mit Ausnahme von Renten, auf 
Zeit ganz oder teilweise versagt werden, wenn er 
trotz schriftlichen Hinweises auf diese Folge sein 
Verhalten fortsetzt. 

(3) Die Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe kön- 
nen ferner ganz oder teilweise versagt werden, 
wenn der Berechtigte trotz schriftlichen Hinweises 
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auf diese Folge keiner Erwerbstätigkeit, Berufs- | 
ausbildung, -fortbildung oder -Umschulung nach- 
geht, solange hierfür unter Berücksichtigung aller 
wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse 
kein verständlicher Grund vorliegt. 

(4) Im übrigen bleiben die Vorschriften unbe- 
rührt, die die Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen für die Maßnahmen zur Erhaltung, Bes- 
serung und Wiederherstellung der Erwerbsfähig- 
keit erlassen. 

§ 31 

Verpflichtungen Dritter 

Die Verpflichtungen Dritter zur Gewährung von 
Leistungen zur Deckung des Lebensbedarfs werden 
durch Ansprüche oder Leistungen auf Grund dieses 
Gesetzes nicht berührt. Entgegenstehende Verein- 
barungen sind unwirksam. 

§ 32 

Änderung der Reichsversicherungsordnung, des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes und des 
Reichsknappschaftsgesetzes 

1. a) Hinter § 1244 der Reichsversicherungsord- 
nung wird folgender § 1244 a eingefügt: 

„§ 1244 a 

(1) Versicherte und Rentner haben, wenn 
sie, ihr Ehegatte oder ein Kind an behand- 
lungsbedürftiger Tuberkulose leiden oder ge- 
litten haben, wegen dieser Erkrankung, so- ' 
weit sie nicht auf einem Arbeitsunfall, einer 
Berufskrankheit oder einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
der Gesetze, die das Bundesversorgungsge- 
setz für entsprechend anwendbar erklären, 
beruht, Anspruch auf Heilbehandlung, Be- 
rufsförderung und soziale Betreuung. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben keinen An- 
spruch auf Ergänzung von Hausrat, Beklei- 
dung und Heizung, besondere Ernährung, 
Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften im 
Haushalt oder Kleinbetrieb und Hilfe bei der 
Wohnungsbeschaffung. § 1236 Abs. 1 und 2 
finden keine Anwendung. 

(2) Versichert im Sinne des Absatzes 1 ist 
derjenige, für den in den der Feststellung 
der Behandlungsbedürftigkeit vorausgegan- 
genen vierundzwanzig Kalendermonaten Bei- 
träge für wenigstens sechs Kalendermonate 
für eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit entrichtet sind oder der 
die Wartezeit nach § 1246 Abs. 3 erfüllt hat. 
Kinder im Sinne des Absatzes 1 sind Kinder, 
für die Kinderzuschuß gewährt wird oder bei 
Rentenbezug zu gewähren wäre."; 

b) § 1299 der Reichsversicherungsordnung wird 
folgender Satzteil angefügt: 

„Beträge, die der Träger der Rentenversiche- 
rung einer anderen zur Bekämpfung der Tu- 
berkulose verpflichteten Stelle wegen der 
dem Versicherten oder dem Rentner gewähr- 


ten, dem Übergangsgeld oder der Rente ent- 
sprechenden Geldleistungen zu erstatten 
hat."; 

c) In § 1541 der Reichsversicherungsordnung 
werden hinter dem Worte „Familienunter- 
halts" ein Komma und die Worte „die Lan- 
desfürsorgeverbände als Träger der Tuber- 
kulosehilfe" eingefügt. 

2. a) Hinter § 21 des Angestelltenversicherungsge- 

setzes wird folgender § 21 a eingefügt: 

.§ 21 a 

(1) Versicherte und Rentner haben, wenn 
sie, ihr Ehegatte oder ein Kind an behand- 
lungsbedürftiger Tuberkulose leiden oder ge- 
litten haben, wegen dieser Erkrankung, so- 
weit sie nicht auf einen Arbeitsunfall, einer 
Berufskrankheit oder einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
der Gesetze, die das Bundesversorgungsge- 
setz für entsprechend anwendbar erklären, 
beruht, Anspruch auf Heilbehandlung, Be- 
rufsförderung und soziale Betreuung. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben keinen 
Anspruch auf Ergänzung von Hausrat, Be- 
kleidung und Heizung, besondere Ernährung, 
Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften im 
Haushalt oder Kleinbetrieb und Hilfe bei der 
Wohnungsbeschaffung. § 13 Abs. 1 und 2 
finden keine Anwendung. 

(2) Versichert im Sinne des Absatzes 1 ist 
derjenige, für den in den der Feststellung der 
Behandlungsbedürftigkeit vorausgegangenen 
vierundzwanzig Kalendermonaten Beiträge 
für wenigstens sechs Kalendermonate für 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
oder Tätigkeit entrichtet sind oder der die 
Wartezeit nach § 23 Abs. 3 erfüllt hat. Kin- 
der im Sinne des Absatzes 1 sind Kinder, für 
die Kinderzuschuß gewährt wird oder bei 
Rentenbezug zu gewähren wäre."; 

b) § 78 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
wird folgender Satzteil angefügt: 

„Beträge, die der Träger der Rentenversiche- 
rung einer anderen zur Bekämpfung der Tu- 
berkulose verpflichteten Stelle wegen der 
dem Versicherten oder dem Rentner gewähr- 
ten, dem Übergangsgeld oder der Rente ent- 
sprechenden Geldleistungen zu erstatten hat." 

3. a) Hinter § 43 des Reichsknappschaftsgesetzes 

wird folgender § 43 a eingefügt: 

.§ 43 a 

(1) Versicherte und Rentner haben, wenn 
sie, ihr Ehegatte oder ein Kind an behand- 
lungsbedürftiger Tuberkulose leiden oder 
gelitten haben, wegen dieser Erkrankung, so- 
weit sie nicht auf einem Arbeitsunfall, einer 
Berufskrankheit oder einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
der Gesetze, die das Bundesversorgungsge- 
setz für entsprechend anwendbar erklären, 
beruht, Anspruch auf Heilbehandlung, Be- 
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rufsförderung und soziale Betreuung. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben keinen An- 
spruch auf Ergänzung von Hausrat, Beklei- 
dung und Heizung, besondere Ernährung, 
Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften im 
Haushalt oder Kleinbetrieb und Hilfe bei der 
Wohnungsbeschaffung. § 35 Abs. 1 und 2 fin- 
den keine Anwendung. 

(2) Versichert im Sinne des Absatzes 1 ist 
derjenige, für den in den der Feststellung 
der Behandlungsbedürftigkeit vorausgegan- 
genen vierundzwanzig Kalendermonaten Bei- 
träge für wenigstens sechs Kalendermonate 
für eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit entrichtet sind oder der 
die Wartezeit nach § 49 Abs. 1 erfüllt hat 
Kinder im Sinne des Absatzes 1 sind Kinder, 
für die Kinderzuschuß gewährt wird oder bei 
Rentenbezug zu gewähren wäre."'; 

b) § 90 des Reichsknappschaftsgesetzes wird 
folgender Satzteil angefügt: 

„Beträge, die der Träger der Rentenversiche- 
rung einer anderen zur Bekämpfung der Tu- 
berkulose verpflichteten Stelle wegen der 
dem Versicherten oder dem Rentner gewähr- 
ten, dem Übergangsgeld oder der Rente ent- 
sprechenden Geldleistungen zu erstatten 
hat." 

§ 33 

Änderung des Körperbehindertengesetzes 

§ 10 Buchstabe a des Gesetzes über die Fürsorge 
für Körperbehinderte und von einer Körperbehin- 
derung bedrohte Personen vom 27. Februar 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 147) erhält folgende Fassung: 
„a) steuerpflichtige Einkünfte der in § 1 Abs. 1 
oder 2 genannten Person und ihres nicht ge- 
trennt lebenden Ehegatten, soweit sie wäh- 
rend der Dauer des Heilverfahrens monatlich 
den Betrag von 660 Deutsche Mark überstei- 
gen; dieser Betrag erhöht sich für jede tatsäch- 
lich überwiegend unterhaltene Person um 
60 Deutsche Mark, jedoch insgesamt höchstens 
um 50 V. H.;“ 

§ 34 

Verhältnis zur Ftirsorgepflichtverordnung; 

Übertragbarkeit 

(1) Die Tuberkulosehilfe ist keine Leistung im 
Sinne der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 
13. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 100); jedoch 
finden die §§ 27 und 28 dieser Verordnung bei der 
Gewährung der Tuberkulosehilfe entsprechende 
Anwendung. 

(2) Der Anspruch auf Tuberkulosehilfe ist nicht 
übertragbar. 

§ 35 

Rechts Verordnungen ; V erwaltungs Vorschriften 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung Bestim- 
mungen treffen über 


1. Inhalt und Umfang der in den §§ 2 bis 5 
genannten Leistungen, 

2. Voraussetzungen, Art und Umfang der 
Berücksichtigung von Einkommen und 
Vermögen (§§ 10, 11, 17, 18, 22, 23). 

(2) Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung 
des Bundesrates die zur Durchführung dieses Ge- 
setzes erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften. 

(3) Die Bundesregierung kann in Fällen von 
grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeu- 
tung für die Durchführung 

1. der Eingliederungshilfe, 

2. der wirtschaftlichen Hilfe hinsichtlich der 
in § 4 Abs. 2 vorgesehenen Leistungen, 

3. der vorbeugenden Hilfe, 

4. der stationären Dauerbehandlung in den 
Fällen des § 1244 a der Reichsversiche- 
rungsordnung, des § 21 a des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes und des § 43 a 
des Reichsknappschaftsgesetzes 

Einzelweisungen erteilen. 

§ 36 

Kostentragung 

(1) Die den Landesfürsorgeverbänden durch den 
Vollzug der §§ 3, 4 Abs. 2 und § 5 entstehenden 
Aufwendungen werden zur Hälfte, die den Trägern 
der gesetzlichen Rentenversicherungen durch die 
Gewährung der stationären Dauerbehandlung in 
den Fällen des § 1244 a der Reichsversicherungs- 
ordnung, des § 21 a des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und des § 43 a des Reichsknappschaftsge- 
setzes entstehenden Aufwendungen werden in vol- 
lem Umfang vom Bund getragen. Die persönlichen 
und sächlichen Verwaltungskosten bleiben hierbei 
außer Ansatz. 

(2) Als stationäre Dauerbehandlung im Sinne des 
Absatzes 1 gilt die stationäre Behandlung vom Be- 
ginn des zweiten Jahres an, solange bei dem Er- 
krankten Bazillen nachweisbar sind. Die Dauer 
einer früheren stationären Behandlung ist nicht zu 
berücksichtigen, wenn der Zeitraum zwischen der 
Entlassung und der erneuten Aufnahme mehr als 
sechs Monate betragen hat. 

§ 37 

Länder-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

(2) Beträge in Deutscher Mark, die in diesem Ge- 
setzt erwähnt werden, sind im Saarland bis zum 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saar- 
vertrages vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II 

S. 1587) in entsprechender Anwendung des § 5 
Abs. 1 Satz 1 der Dritten Verordnung über die Er- 
höhung der Unterhaltsansprüche und sonstigen 
Beträge in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
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7. März 1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 441) 
umzurechnen. 

(3) § 36 gilt im Saarland vom Ende der Über- 
gangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 
27. Oktober 1956 an. 

(4) Soweit dieses Gesetz auf Vorschriften ver- 
weist oder Leistungen und Behörden anführt, die 
im Saarland nicht bestehen, wird das Saarland er- 
mächtigt, durch Gesetz oder im Rahmen des Ar- 
tikels 80 des Grundgesetzes durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, welche Vorschriften, Leistun- 
gen oder Behörden an deren Stelle treten. 

(5) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden 
(§ 21) dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer 
Länder anzupassen. 


§ 38 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des zwei- 
ten auf seine Verkündung folgenden Monats in 
Kraft. 

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes treten die Verordnung über Tuberkulose- 
hilfe vom 8. September 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 549) und das Gesetz Nr. 448 des Saarlandes über 
die Gewährung einer staatlichen Tuberkulosehilfe 
vom 25. Januar 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 161) mit ihren Durchführungsbestimmungen außer 
Kraft, Wo in gesetzlichen Bestimmungen die Ver- 
ordnung über Tuberkulosehilfe genannt ist, tritt 
an ihre Stelle dieses Gesetz. 


Begründung 


A. Vorbemerkungen 

1 . 

Die Zahl der Todesfälle als Folge einer Erkrankung 
an Tuberkulose nimmt seit Beginn des Jahrhunderts 
ständig ab. Noch im Jahre 1913 kamen im Deut- 
schen Reich auf 10 000 Einwohner 14,3 Todesfälle 
an Tuberkulose aller Formen, 1949 =5,0, 1956 = 1,9. 
Bei der Tuberkulose der Atmungsorgane, der epi- 
demiologisch wichtigsten Gruppe, wurden 1949 
= 4,2, 1956 = 1,7 Todesfälle auf je 10 000 Einwoh- 
ner erfaßt. Die Abwärtsentwicklung wurde nur 
durch die Folgen der beiden Weltkriege vorüber- 
gehend unterbrochen. Die Maßnahmen der Tuber- 
kulosebekämpfung, nämlich Heilbehandlung, wirt- 
schaftliche Hilfe durch Träger der Sozialversiche- 
rung und durch Landesfürsorgeverbände und die 
dauernde ärztliche Überwachung durch die gesetz- 
lich verankerten Tuberkulose-Fürsorgestellen (§ 3 
Abs. 1 Ziff. I Buchstabe f des Gesetzes über die 
Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom 
3. Juli 1934 — RGBl. I S. 531), haben sich demnach 
bewährt. 

Die modernen Heilmethoden, insbesondere die Ope- 
ration und die Chemotherapie, haben die Lebens- 
dauer der Tuberkulosekranken erheblich verlän- 
gert, haben aber Neu- oder Wiedererkrankungen 
an Tuberkulose nicht in dem gleichen Maße ver- 
mindern können. Wenn die Zahl der Kranken wei- 
terhin abnehmen soll, dürfen die Maßnahmen der 
Tuberkulosebekämpfung nicht nachlassen; sie müs- 
sen, wo sich Lücken gezeigt haben, ergänzt werden. 

2 . 

Hinsichtlich des Bestandes an Tuberkulosekranken 
ergibt sich nach den Feststellungen des Statistischen 
Bundesamtes für das Bundesgebiet einschließlich 
Berlin (in Klammern: ohne Berlin) folgendes Bild: 


Bestand an Tuberkulosekranken aller Formen 

1949: 561 046 (516 056) 

= 116,1 (111,7) je 10 000 der Bevölkerung 

1956: 443 403 (409 336) 

= 84,1 ( 81,0) je 10 000 der Bevölkerung 

Bestand der an anstreckender (aktiver) Tuberkulose 
der Atmungsorgane Erkrankten 

1949: 145 672 (131 530) 

= 29,5 ( 27,8) je 10 000 der Bevölkerung 

1956: 121 447 (111 622) 

23,0 ( 22,1) je 10 000 der Bevölkerung 

Das Statistische Bundesamt hat für die Neuzugänge 
an Tuberkulosekranken ermittelt: 

Zahl der Neuzugänge an Tuberkulosekranken aller 
Formen während des Kalenderjahres 

1949: 160 556 (147 001) 

34.4 ( 23,9) je 10 000 der Bevölkerung 

1956: 92 187 ( 85 562) 

17.5 ( 16,9) je 10 000 der Bevölkerung 

Zahl der Neuzugänge der an ansteckender (aktiver) 
Tuberkulose der Atmungsorgane Erkrankten 

1949: 38 237 ( 34 133) 

^ 8,2 ( 7,7) je 10 000 der Bevölkerung 

1956: 23 901 ( 21 967) 

4,5 ( 4,3) je 10 000 der Bevölkerung 

In den Zahlen der Neuzugänge sind die Zugänge 
aus anderen Gruppen nicht enthalten, also auch 
nicht die Rückfälle. Teilerhebungen des Statistischen 
Bundesamts für einzelne Länder, die als repräsen- 
tativ gelten können, lassen erkennen, daß in den 
Jahren 1955/56 der Gesamtzugang an Erkrankten 
mit ansteckender Tuberkulose der Atmungsorgane 
sich zusammensetzte aus rund 54 v. H. Neuzugängen 
und rund 46 v. H. Zugängen von Personen, die be- 
reits in der Überwachung der Tuberkulosefürsorge- 
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stellen standen. Um die Gesamtzugänge zu schätzen, 
müßten somit die oben dargestellten Zahlen der 
Neuzugänge jeweils um rund 85 v. H. vergrößert, 
also nahezu verdoppelt werden. Bei der zweiten 
Gruppe der Zugänge handelt es sich zu 70 v. H. um 
Verschlechterungen (Rückfälle) zuvor aktiver tuber- 
kulöser Befunde und zu 24 v. H. um das Aufflackern 
(Reaktivierung) bisher inaktiver tuberkulöser Pro- 
zesse. 

Welches Ausmaß die Rückfälle und Reaktivierun- 
gen, besonders in der ersten Zeit nach einem Heil- 
verfahren, annehmen, lassen Stichproben erkennen, 
die Mitte 1954 in einem Lande bei etwa 800 sta- 
tionär behandelten Patienten gemacht wurden. Sie 
ergaben, daß rund 75 v. H. dieser Patienten inner- 
halb von 3 Jahren rückfällig geworden waren. 
Schon innerhalb des ersten Jahres nach Beendigung 
des Heilverfahrens waren 36,5 v. H. der Patienten 
rückfällig geworden, während des zweiten Jahres 
20 V. H. der Männer und 25 v. H. der Frauen. Das 
Ergebnis dieser Untersuchungen wird durch Beob- 
achtungen in anderen Ländern offenbar bestätigt. 

3. 

Die Tuberkulose ist eine übertragbare Krankheit, 
die die Arbeits- und Erwerbsfähigkeit des Erkrank- 
ten auf lange Sicht beeinträchtigen, ja aufheben 
kann. Am wirksamsten wird ihre Verbreitung ein- 
gedämmt, wenn jeder neue Erkrankungsfall in 
einem möglichst frühen Zeitpunkt erkannt und 
rechtzeitig ausreichend behandelt wird. Je früher 
die Behandlung beginnt, um so größer ist die Aus- 
sicht auf bleibende Heilung, um so geringer ist die 
Gefährdung anderer, um so kürzer ist die Behand- 
lungsdauer und um so niedriger sind Behandlungs- 
kosten und Verdienstausfall. 

Die frühzeitige Einleitung einer Heilbehandlung, 
insbesondere einer stationären Krankenhaus- oder 
Heilstättenbehandlung, setzt voraus, daß der 
Kranke der Sorge um seine Existenz und um die 
wirtschaftliche Lage seiner Familie während der 
Dauer der Behandlung, der Maßnahmen für seine 
Eingliederung in das Arbeitsleben und der ihm auf- 
erlegten Schonung enthoben wird. Auch der Erfolg 
der Heilbehandlung selbst hängt wesentlich mit 
davon ab, daß der Kranke nicht von wirtschaftlichen 
Sorgen belastet ist, sondern unter Einsatz aller 
seiner körperlichen und geistigen Kräfte zu seiner 
Gesundung beitragen kann. In vielen Fällen kann 
der Erfolg der Heilbehandlung nur dann nachhaltig 
gesichert werden, wenn es gelingt, dem Genesenen 
einen Platz im Arbeitsleben unter Berücksichtigung 
seiner Leistungsfähigkeit zu beschaffen. Zu den 
Maßnahmen der Tuberkulosebekämpfung gehören 
daher nicht nur die Heilbehandlung selbst, sondern 
ebenso die Maßnahmen der Eingliederung des Er- 
krankten in das Arbeitsleben und die wirtschaftliche 
Hilfe während der Heilbehandlung, der Eingliede- 
rungsmaßnahmen und der Zeit der Schonung oder 
der Einarbeitung, da durch sie der Erfolg der Heil- 
behandlung gesichert und der Gefahr eines Rück- 
falls soweit wie möglich vorgebeugt wird. Die Ver- 
sorgung des Kranken und seiner Familie, die nicht 
nur rechtzeitig gewährt, sondern sowohl hinsichtlich 
des Umfangs der Leistungen wie hinsichtlich ihrer 


zeitlichen Ausdehnung ausreichend bemessen ist, 
und die sinnvoll durchgeführte Hilfe zur Eingliede- 
rung in das Arbeitsleben stellen daher für den ein- 
zelnen wie für die Allgemeinheit das sparsamste 
und zugleich zweckmäßigste Mittel im Kampf gegen 
die Tuberkulose dar. 

4. 

Zu Maßnahmen der Bekämpfung der Tuberkulose 
berufen sind vor allem die Träger der gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherungen und die Lan- 
desfürsorgeverbände. Die Zuständigkeit der Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung folgt aus den 
Vorschriften des Zweiten Buchs der Reichsversiche- 
rungsordnung, die der Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen aus den Vorschriften des 
Vierten Buchs der Reichsversicherungsordnung, aus 
dem Angestelltenversicherungsgesetz und dem 
Reichsknappschaftsgesetz, insbesondere den §§ 1236 
bis 1244 und 1305 bis 1307 RVO, §§ 13 bis 21 und 
84 bis 86 AVG und §§ 35 bis 43 und 97, 98 RKnG. 
Die Zuständigkeit der Landesfürsorgeverbände ist 
schon nach dem bisherigen Recht durch die Verord- 
nung über Tuberkulosehilfe begründet. Durch den 
Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 3. Juni 1944 
— II 5272/44 — (Verbindlichkeitserlaß) sind die Auf- 
gaben der Landesfürsorgeverbände und der Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherungen gegeneinan- 
der abgegrenzt worden. Dieser Erlaß war auf den 
Erlaß über die Vereinfachung der Verwaltung vom 
22. August 1939 (RGBl. I S. 1531) gestützt. Seit der 
Aufhebung des Vereinfachungserlasses bestehen er- 
hebliche Bedenken gegen die Verbindlichkeit des 
Erlasses vom 3. Juni 1944; er wird seit Jahren nicht 
mehr angewandt. 

Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen 
haben zur Bekämpfung der Tuberkulose im Kalen- 
derjahr 1955 insgesamt 251,5 Mio DM aufgewandt. 
Von diesem Betrag entfallen auf die stationäre Heil- 
behandlung 211,9 Mio DM, auf die ambulante Heil- 
behandlung 11,6 Mio DM, auf die Asylierung 25,2 
Mio DM und auf sonstige Maßnahmen (Reihen- 
untersuchungen, Forschung u. a.) 2,8 Mio DM. 

Die Landesfürsorgeverbände haben im Haushalts- 
jahr 1956 (in Klammern die Zahlen für 1953) für die 
Tuberkulosehilfe 1 10 771 000 DM (80 073 000 DM) 
aufgewendet. Hiervon entfielen auf Heilverfahren 
41 Mio DM (37 Mio DM), auf wirtschaftliche Hilfe 
69,7 Mio DM (43 Mio DM), und zwar 58,9 Mio DM 
(33 Mio DM) für laufende Leistungen, 10,8 Mio DM 
(10 Mio DM) für einmalige Leistungen. Laufend be- 
treut wurden 1956 = 52 002 Parteien mit 92 486 Per- 
sonen; die laufenden und einmaligen (4,4 Mio DM) 
Leistungen für diesen Personenkreis betrugen im 
Durchschnitt je Partei 1218,88 DM, je Person 
685,34 DM. In den vorstehenden Zahlen sind die 
Aufwendungen von Berlin nicht enthalten; sie be* 
trugen 1956 = 6,3 Mio DM. 

Für die Aufwendungen der Versorgungsverwaltung, 
der Träger der gesetzlichen Krankenversicherimg 
und der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
zur Bekämpfung der Tuberkulose sind ausgeglie- 
derte Zahlen nicht bekannt. 

über die Anstalten zur Behandlung Tuberkulose- 
kranker und über die Zahl der Krankenbetten hat 
das Statistische Bundesamt folgendes ermittelt: 
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Am 31, Dezember 1956 gab es im Bundesgebiet ein- 
schließlich Berlin 3512 Krankenanstalten mit 566 105 
planmäßigen Betten. Hiervon waren 64 670 für die 
Aufnahme Tuberkulosekranker bestimmt, und zwar 
46 253 in Tuberkulosekrankenanstalten und 18 417 
in allgemeinen Krankenanstalten, d. h. insgesamt 
12,4 auf je 10 000 der Bevölkerung. 

5. 

Die Verordnung über Tuberkulosehilfe, die der 
Ministerrat für die Reichsverteidigung am 8. Sep- 
tember 1942 mit Gesetzeskraft erlassen hat 
(RGBl. I S, 549), im folgenden als VO bezeichnet, 
enthält in wenigen grundlegenden Bestimmungen 
Rahmenvorschriften, zu deren Ausfüllung, Ergän- 
zung und auch Abänderung der Reichsminister des 
Innern durch § 8 VO ermächtigt wurde. Er hat von 
dieser Ermächtigung in 5 Durchführungserlassen Ge- 
brauch gemacht, ohne aber zwischen normativen 
und Verwaltungsbestimmungen deutlich zu unter- 
scheiden. 

Der Zusammenbruch im Jahre 1945 verhinderte den 
vorgesehenen Abschluß der gesetzlichen Regelung. 
Es zeigte sich sehr bald das Bedürfnis vor allem zu 
einer Überprüfung der Einkommensgrenze, zur 
Schaffung eigenständiger Bestimmungen für die 
Bemessung wirtschaftlicher Hilfe — deren Fehlen 
sich nach dem Fortfall des Vergleichsmaßstabes des 
Familienunterhalts besonders nachteilig bemerkbar 
machte — , ferner zum Erlaß von Vorschriften über 
die Eingliederung Genesener in das Arbeitsleben, 
die Inanspruchnahme Unterhaltspflichtiger und die 
Heranziehung von Vermögen, die Erstattung von 
Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe aus Renten- 
nachzahlungen, die Beseitigung der konkurrieren- 
den Zuständigkeiten für die Betreuung tuberkulose- 
kranker Angehöriger des öffentlichen Dienstes und 
nicht zuletzt zu einer Überprüfung und einheitlichen 
Regelung der Abgrenzung der Aufgaben der ver- 
schiedenen Kostenträger. Anordnungen der Be- 
satzungsmächte über die Vereinheitlichung der 
Fürsorgeleistungen führten zu tiefgreifenden Zwei- 
feln über die Zulässigkeit von Maßstäben für die 
Bemessung der wirtschaftlichen Tuberkulosefürsorge, 
die über die Richtsätze der öffentlichen Fürsorge 
hinausgingen, so daß sich mitunter noch heute die 
Leistungen der Tuberkulosefürsorge nicht wesent- 
lich von denen der öffentlichen Fürsorge unter- 
scheiden. Die nach 1945 zuständigen Stellen der 
Länder glaubten, von der Ermächtigung des § 8 VO 
keinen Gebrauch machen zu sollen. Mit dem Inkraft- 
treten des Artikels 129 Abs. 3 GG ist diese Ermäch- 
tigung erloschen. Die v/eitgehende Rechtsunsicher- 
heit läßt eine Neuordnung der Materie geboten er- 
scheinen. 

6 . 

Der Gesetzentwurf schließt sich im wesentlichen 
den Grundzügen der VO an. Er sieht die Ausgestal- 
tung der Maßnahmen für die Eingliederung in das 
Arbeitsleben (§§ 3, 12 bis 16), die Anhebung der 
Leistungen der wirtschaftlichen Fürsorge (§ 18 
Abs. 2) und ihre zeitliche Ausdehnung (§ 17 Abs. 3) 
vor, erweitert den Personenkreis, der als bedürftig 
oder teilweise bedürftig zu gelten hat (§ 11) und er- 
gänzt den Katalog der Leistungsarten der wirt- 


schaftlichen Hilfe (§ 4). übereinstimmend mit der 
VO sieht der Entwurf im § 1 vor, daß der Landes- 
fürsorgeverband diejenigen Leistungen zu gewäh- 
ren hat, zu deren Gewährung kein anderer Kosten- 
träger berufen ist. Der Entwurf sieht, soweit dies 
aus Gründen der Seuchenhygiene geboten ist, eine 
Regelung der Verpflichtungen des Dienstherrn und 
des Trägers der Versorgungslast gegenüber den im 
öffentlichen Dienst stehenden Personen und den 
Versorgungsempfängern vor (§ 22) und regelt die 
Ansprüche der Versicherten und Rentner gegenüber 
den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherungen 
(§ 32). 

7. 

Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Tuber- 
kulosehilfegesetzes bereits während der zweiten 
Legislaturperiode vorgelegt. Das Gesetz ist jedoch 
nicht mehr verabschiedet worden. Der nunmehr er- 
neut vorgelegte Entwurf übernimmt mit gering- 
fügigen Änderungen die vom Bundestag in der drit- 
ten Lesung beschlossene Fassung unter Einarbeitung 
des Vorschlages des Vermittlungsausschusses, so- 
weit er sich nicht auf die Streichung des § 21 bezog, 
zu der schon vom Vermittlungsausschuß die geson- 
derte Beschlußfassung vorgesehen war. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Gesetzgebung er- 
gibt sich aus Artikel 74 Nr. 7 und 19, Artikel 75 
Nr. 1 und Artikel 84 Abs. 1 GG. 

B. Die Bestimmungen im einzelnen 

Zu § 1 

Der Fürsorge für den einzelnen und zugleich dem 
Schutz der Allgemeinheit dient nach Absatz 1 die 
Tuberkulosehilfe. Als „Tuberkulosehilfe" bezeich- 
net der Entwurf die Leistungen, die den Landesfür- 
sorgeverbänden (§ 7) und den Dienstherren (§ 221 
obliegen, und die im Rahmen der Anstaltspflege 
(§ 24) und des Haftvollzuges (§ 25) zu gewährende 
Heilbehandlung. Die entsprechenden Leistungen 
aller zur Hilfe berufenen Stellen, d. h. sowohl der 
Träger der Tuberkulosehilfe wie auch der Renten- 
versicherungsträger, Krankenversicherungsträger, 
Unfallversicherungsträger, Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, 
Versorgungsbehörden werden als „Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Tuberkulose" bezeichnet, „Krank" 
ist, wer der Heilbehandlung bedarf, „erkrankt" so- 
wohl der Kranke wie auch derjenige, der wegen 
der Folgen der Krankheit Leistungen nach diesem 
Gesetz benötigt. 

Der in Absatz 1 enthaltenen Gliederung entspre- 
chend befaßt sich der Entwurf mit der 

Heilbehandlung in § 2 und §§ 10 und 11, 
Eingliederungshilfe in § 3 und §§ 10 bis 16, 
wirtschaftlichen Hilfe in §§ 4, 17 und 18, 
vorbeugenden Hilfe in § 5. 

Auf die in diesem Gesetz vorgesehenen Leistungen 
besteht ein Rechtsanspruch, soweit sich nicht aus 
den Vorschriften im einzelnen etwas anderes er- 
gibt (z. B. § 4 Abs. 2 Satz 2, § 5 Abs. 2 Satz 2, § 14 
Abs. 3, § 15 Abs. 2, § 17 Abs. 2 und 3). Der Rechts- 
anspruch findet dem subsidiären Charakter der Tu- 
berkulosehilfe entsprechend seine Begrenzung dort. 
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wo für bestimmte Personengruppen die erforder- 
liche Hilfe ganz oder zum Teil in anderen Gesetzen 
sichergestellt ist. 

Dies gilt vor allem für 

a) die ambulante Behandlung Krankenversicherter 
und ihrer Familienangehörigen durch das Zweite 
Buch der Reichsversicherungsordnung und die 
hierzu ergangenen ergänzenden Bestimmungen, 

b) Berufskrankheiten durch das Dritte Buch der 
Reichsversicherungsordnung und die hierzu er- 
gangenen ergänzenden Bestimmungen, 

c) anerkannte Folgen einer Schädigung durch § 10 
Abs. 1 bis 4 und §§ 25, 26 des Bundesversor- 
gungsgesetzes in der Fassung vom 6. Juni 1956 
(BGBl. I S. 469), 

d) Dienstunfälle durch § 134 des Bundesbeamten- 
gesetzes vom 18. September 1957 (BGBl. I 
S. 1338), § 79 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
vom 1. Juli 1957 (BGBl. 1 S. 687) und die ent- 
sprechenden Vorschriften der Länder, 

e) Wehrdienstbeschädigung von Soldaten nach Be- 
endigung des Dienstverhältnisses durch § 80 des 
Soldatenversorgungsgesetzes vom 26. Juli 1957 
(BGBl. I S. 785). 

Das gleiche gilt für aktive Soldaten der Bundes- 
wehr und für diejenigen Gruppen des öffentlichen 
Dienstes, insbesondere der Polizei, denen nach einer 
Sonderregelung Heilfürsorge für ihre Person, ge- 
gebenenfalls auch für ihre Angehörigen, zusteht, 
ln § 32 dieses Gesetzes ist die Sicherstellung für 
den rentenversicherten Personenkreis unter Ein- 
beziehung der Familienangehörigen vorgesehen. 

Umgekehrt enthält dieses Gesetz die Sicherstellung 
im Sinne des § 10 Abs. 5 und § 28 BVG, 

Der Umfang der Leistungen, die von anderen zur 
Gewährung von Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Tuberkulose berufenen Stellen zu gewähren sind, 
ist unterschiedlich. Soweit solche Leistungen gerin- 
ger sind als diejenigen, die nach diesem Gesetz 
als Tuberkulosehilfe zu gewähren sind, bleibt der 
Rechtsanspruch auf Tuberkulosehilfe bestehen. 

Absatz 2 trägt der Notwendigkeit Rechnung, daß 
Hilfe auch dann unverzüglich gewährt wird, wenn 
im Augenblick der Feststellung der Behandlungs- 
bedürftigkeit die Zuständigkeit der zur Hilfeleistung 
berufenen Stelle noch nicht geklärt werden kann 
oder aus anderen Gründen eine Verzögerung der 
erforderlichen Hilfe zu befürchten ist. Zuständig zur 
Durchführung der nach Absatz 2 erforderlichen 
Maßnahmen ist stets der Landesfürsorgeverband 
(vgl. §§ 7, 22). 

Tuberkulosehilfe ist allen Kranken ohne Rücksicht 
auf ihre Staatsangehörigkeit zu gewähren. 

Zu § 2 

Absatz 1 führt diejenigen Maßnahmen auf, die un- 
mittelbar der Behandlung v/egen Tuberkulose die- 
nen. Er bezieht insbesondere auch diejenigen sta- 
tionären Maßnahmen ein, bei denen eine Heilung 
nicht mehr erwartet werden kann (Asylierung). 


Stationäre Beobachtung und Behandlung schließen 
nicht nur die ärztliche Behandlung, sondern auch 
die hiermit verbundenen sonstigen Leistungen, ins- 
besondere Unterbringung und Verpflegung des 
Kranken, ein. Die Versorgung mit Körperersatz- 
stücken nach dem Abschluß der Heilbehandlung 
und der Eingliederungshilfe nach § 3 gehört nicht 
mehr zu den Leistungen der Tuberkulosehilfe. Falls 
späterhin Körperersatzstücke erforderlich werden, 
sind die Vorschriften des Körperbehindertengeset- 
zes anzuwenden. Die Behandlung in Kur- und Bade- 
orten soll nur dann gewährt werden, wenn die an- 
gemessene Hilfe nicht nach Nr. 1 oder 3 als sta- 
tionäre oder ambulante Behandlung gewährt 
werden kann. 

Absatz 2 bezieht in den Begriff der Heilbehandlung 
auch die Behandlung wegen anderer Erkrankungen 
während der Dauer der stationären Behandlung 
ein. Während der Durchführung der ambulanten Be- 
handlung nach Absatz 1 Nr. 3 ist Hilfe wegen 
anderer Erkrankungen nach § 4 Abs. 3 zu gewäh- 
ren, wenn die Voraussetzungen für die Gewährung 
wirtschaftlicher Flilfe nach § 17 vorliegen. Abwei- 
chend hiervon sind als Heilbehandlung im Sinne 
dieser Vorschrift die Zahnbehandlung und der 
Zahnersatz auch schon vor dem Antritt der statio- 
nären Behandlung zu gewähren, wenn sie die Vor- 
aussetzung für eine erfolgversprechende stationäre 
Behandlung sind. 

Durch Absatz 2 Satz 2 wird die Arbeits- und Be- 
schäftigungstherapie als Bestandteil der Heil- 
behandlung besonders hervorgehoben, auch soweit 
sie noch nicht auf die Eingliederung selbst (§ 3) 
oder auf bestimmte berufliche Kenntnisse (§ 14 
Abs. 3) abzielt. 


Zu § 3 

Die Hilfe zur Eingliederung in das Arbeitsleben ist 
eine der wichtigsten Aufgaben der Tuberkulose- 
bekämpfung, da die richtige Eingliederung in den 
Arbeitsprozeß in vielen Fällen das wirksamste Mit- 
tel gegen einen Rückfall darstellt. Die in §§ 12 
und 14 vorgesehene Mitwirkung der Dienststellen 
der Bundesanstalt bezweckt eine befriedigende 
Handhabung bei der endgültigen Eingliederung der 
Behinderten. Die Bestimmungen dieses Gesetzes 
übertragen den Landesfürsorgeverbänden die Ver- 
antwortung für diese Maßnahmen zur Wiedererlan- 
gung der Arbeitsfähigkeit, 

Der Entwurf verwendet den Begriff „Arbeitsleben“ 
in einem umfassenden Sinne, zu dem nicht nur das 
Erwerbsleben zu rechnen ist, sondern jede sinnvolle 
Tätigkeit, die dem Leben Inhalt zu verleihen ge- 
eignet ist. Die im einzelnen aufgezählten Hilfen 
sind nur zu gewähren, soweit besondere Maßnah- 
men wegen der Erkrankung erforderlich werden. 
Sie sind in den §§ 13 bis 16 näher umschrieben. 
Hinsichtlich der Versorgung mit Körperersatz- 
stücken, die nach der Beendigung der Maßnahmen 
für die Schulbildung oder Berufsausbildung, -fort- 
bildung und -Umschulung erforderlich wird, gilt das 
zu § 2 Gesagte. 
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Zu § 4 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen Nr. 21 
des Ersten Durchführungerlasses zur VO. Entspre- 
chend den Erfahrungen der Praxis führt § 4 jedoch 
ergänzend weitere Leistungen auf, insbesondere in 
Absatz 1 Nr. 2, Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 (hinsichtlich 
der Familienangehörigen) und Nr. 2 sowie Satz 2, 
endlich in Absatz 3. 

Die Absätze 1 und 2 führen die Leistungen der Tu- 
berkulosehilfe auf, die typisch zu gewähren sind. 

Absatz 3 schließt hieran den sonstigen notwendigen 
Lebensbedarf des Kranken und seiner Familien- 
angehörigen an, um die Gesamtheit aller notwen- 
digen fürsorgerischen Maßnahmen bei einer Stelle 
zusammenzufassen. Der notwendige Lebensbedarf 
ergibt sich aus den fürsorgerechtlichen Grundsätzen, 
ist aber nach den Maßstäben dieses Gesetzes (§ 17) 
zu gewähren. Soweit nach den Grundsätzen des 
Fürsorgerechts ein Mehrbedarf anzuerkennen ist, 
gilt dies auch für die Bemessung der wirtschaft- 
lichen Hilfe, soweit nicht im Einzelfall nur die Er- 
krankung an Tuberkulose als Voraussetzung für 
die Anerkennung des Mehrbedarfs in Betracht 
kommt. Für den durch diese Erkrankung verursach- 
ten Mehrbedarf sind die angemessenen Hilfen be- 
reits in Absatz 1 vorgesehen. Tuberkulosegefährdet 
ist eine Person, die noch nicht infiziert, aber einer 
Ansteckungsgefahr ausgesetzt ist; tuberkulose- 
bedroht ist eine Person, die bereits infiziert ist und 
deren latente oder inaktive Tuberkulose durch eine 
Re-Infektion oder durch ungünstige Lebensbedin- 
gungen reaktiviert werden könnte. 

Der Begriff „Lebensunterhalt' (Absatz 1 Nr. 1) ist 
in § 6 Abs. 1 Buchstabe a der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen Für- 
sorge festgelegt. Er umfaßt auch die Miete oder 
sonstige Beihilfen für die Unterkunft. Demgegen- 
über sollen die für die Verbesserung der Wohn- 
verhältnisse vorgesehenen Leistungen (Absatz 2 
Satz 2) der Beschaffung einer den gesundheitlichen 
Erfordernissen entsprechenden Wohnugg oder der 
Instandsetzung der vorhandenen Wohnung, insbe- 
sondere der Wetterfestmachung, dienen oder die 
häusliche Absonderung des Kranken ermöglichen. 
Es ist nicht erforderlich, daß die Ersatzkraft den Er- 
krankten voll ersetzt; die Haltung der Ersatzkraft 
kommt auch zum Ausgleich der verminderten Lei- 
stungsfähigkeit des Erkrankten in Betracht. 

Zu § 5 

Die vorbeugende Hilfe wurde als ein wesentlicher 
Teil der Tuberkulosebekämpfung von Versidie- 
rungsträgern wie von Landesfürsorgeverbänden 
bereits in der Vergangenheit in vielgestaltiger 
Form und in unterschiedlichem Ausmaß freiwillig 
gewährt. Sie dient dem Schutz tuberkulosegefähr- 
deter oder tuberkulosebedrohter Personen durch 
Maßnahmen, die ihre Widerstandskraft gegenüber 
der Ansteckungsgefahr stärken. 

Der Kreis der geeigneten Maßnahmen wird in dem 
Entwurf nicht abgegrenzt. Diese Maßnahmen müs- 
sen den Besonderheiten des einzelnen Falles Rech- 
nung tragen. Es kommen insbesondere in Betracht 


Maßnahmen der Erholungsfürsorge, Ernährungsbei- 
hilfen für Personen aus der Umgebung des Kranken, 
die nicht bereits als Familienangehörige oder nach 
§17 Abs. 2 geschützt sind, gezielte Impfungen, Un- 
terbringung Neugeborener unter Trennung von der 
tuberkulosekranken Mutter. Der Gesetzentwurf 
spricht nur Leistungen für Personen aus der Um- 
gebung eines Kranken an, schließt aber nicht die 
freiwillige Gewährung darüber hinausgehender all- 
gemeiner Maßnahmen der vorbeugenden Hilfe aus. 

Zu § 7 

Der Landesfürsorgeverband, der nach der Verord- 
nung über die Fürsorgepflicht überörtlicher Für- 
sorgeträger ist, gewährleistet die gleichmäßige 
Durchführung dieses Gesetzes innerhalb seines Be- 
reiches. Die Verpflichtung der Gemeinden zur Be- 
reitstellung von Betten für die Absonderung an- 
steckungsfähiger Tuberkulosekranker gemäß § 24 
der Verordnung des Reichsministers des Innern be- 
treffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
vom 1. Dezember 1938 (RGBl. I S. 1721) bleibt un- 
berührt. 

Zu § 8 

Neben der Regelung der örtlichen Zuständigkeit 
des Landesfürsorgeverbandes in Absatz 1 soll nach 
Absatz 2 zum Schutze der Anstaltsorte eine den 
Vorschriften des Fürsorgerechtes entsprechende 
Sonderregelung Platz greifen. Zur Sicherung der 
Einheitlichkeit der Heilbehandlung soll nach Ab- 
satz 4 die örtliche Zuständigkeit nicht wechseln, so- 
weit nicht ausdrücklich Ausnahmen vorgesehen 
sind (Absätze 3, 5 und 6 sowie § 28 Abs. 1 in Ver- 
bindung mit § 1 Abs. 2). 

Als amtlich bestellter Arzt gilt z. B. der Arzt eines 
Gesundheitsamtes, eines Trägers der Sozialversiche- 
rung, einer Versorgungsbehörde, eines Dienstherrn. 
Es kommt nicht darauf an, ob der Arzt Beamter ist 
oder Vertrags- oder Vertrauensarzt. 

Die in Absatz 6 erwähnten unaufschiebbaren Maß- 
nahmen hat der Landesfürsorgeverband ohne Rück- 
sicht auf örtliche und sachliche Zuständigkeit zu ge- 
währen. Er hat sich nach § 28 Abs. 1 mit der zu- 
ständigen Stelle in Verbindung zu setzen. 

Zu § 9 

Das Antragsrecht steht demjenigen zu, für den die 
Leistung jeweils vorgesehen ist. Es wird im Nor- 
malfall zu unterstellen sein, daß der Haushaltungs- 
vorstand den Antrag zugleich für seine Familien- 
angehörigen stellen kann. Der Antrag ist auch er- 
forderlich, wenn für eine Person ausschließlich Lei- 
stungen ohne Rechtsanspruch begehrt werden (z. B. 
§ 5 Abs. 2). Wegen der Antragstellung durch das 
Gesundheitsamt vgl. § 26 Abs. 3. 

Zu § 10 

§ 10 gewährt dem Landesfürsorgeverband einen 
Anspruch gegen den Kranken oder Genesenen oder 
dessen Ehegatten auf Kostenbeitrag. Die Höhe des 
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Kostenbeitrages bestimmt sich nach § 11. Muß nach 
§ 1 Abs. 2 Hilfe gewährt werden, obwohl sie nach 
den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnis- 
sen im Einzelfall an sich nicht erforderlich ist, so 
wird der Kostenbeitrag die volle Höhe der Aufwen- 
dungen erreichen. 

Dem Landesfürsorgeverband bleibt es überlassen, 
ob er den Kostenbeitrag unmittelbar an den An- 
staltsträger entrichten oder sich einen Teil der von 
ihm aufgewendeten Unterbringungskosten erstatten 
läßt. 

Zu § 11 

§ 11 legt fest, in weicher Weise der Landesfür- 
sorgeverband Einkommen und Vermögen bei der 
Entscheidung über die Gewährung von Heilbehand- 
lung oder Eingliederungshilfe im Einzelfall (§ 1 
Abs. 1 am Ende) und bei der Festsetzung eines 
Kostenbeitrages (§ 10) zu berücksichtigen hat. An- 
dere als die in § 11 genannten Einkünfte bleiben 
bei dieser Entscheidung außer Betracht. 

Im Unterschied zur VO verzichtet der Entwurf auf 
die Festlegung einer oberen Einkommensgrenze. 
Die VO sieht vor, daß bei einem Einkommen, das 
7200 DM übersteigt, nur in Ausnahmefällen Hilfe 
gewährt wird. Die Höhe der Kosten einer stationä- 
ren Heilbehandlung erfordert aber auch in solchen 
Fällen, insbesondere wenn der übersteigende Ein- 
kommensteil gering ist, regelmäßig eine wenigstens 
teilweise Hilfe. Andererseits erscheint es bei Allein- 
stehenden und bei kinderlosen Ehepaaren, auch 
wenn das Einkommen die festgelegte Grenze nicht 
erreicht, nicht immer gerechtfertigt, auf die Kosten- 
beteiligung gänzlich zu verzichten. Der Landesfür- 
sorgeverband muß daher einen Maßstab für die An- 
passung seiner Maßnahmen an die Bedürfnisse des 
Einzelfalles erhalten. Die für die schonende Heran- 
ziehung des Einkommens vorgesehene Grenze soll 
deshalb einen Anhalt bieten, von welcher Einkom- 
menshöhe an die Beteiligung des Kranken und sei- 
ner Ehefrau an den Kosten der Heilbehandlung in 
Betracht kommt, während bei geringerem Einkom- 
men kein Kostenbeitrag zu verlangen ist, es sei 
denn aus Einsparungen an häuslichen Aufwendun- 
gen in Haushaltungen ohne minderjährige Kinder 
während der Dauer der stationären Heilbehandlung. 
Bei der Prüfung der Angemessenheit ist zu beden- 
ken, daß der Kranke und seine Familie diejenigen 
Einschränkungen auf sich zu nehmen haben, die als 
Folgen einer Erkrankung allgemein als zumutbar 
gelten können. Es wäre jedoch nicht angemessen, 
denjenigen Teil des Einkommens, der zur Heran- 
ziehung nach Nr. 1 in Betracht kommt, unterschieds- 
los in voller Höhe als Kostenbeitrag zu bean- 
spruchen. Es sind vielmehr die Verhältnisse des 
Kranken und seiner Familie zu berücksichtigen, 
insbesondere z. B. die Erhaltung der wirtschaft- 
lichen Lebensgrundlage, laufende Verpflichtungen 
rechtlicher oder sittlicher Art und außergewöhn- 
licher Bedarf des Kranken und seiner Familie. 

Die unter Nr. 1 genannte Einkommensgrenze ent- 
spricht der Grenze der Krankenversicherungspflicht 
für Angestellte (§ 165 RVO). Für die Ermittlung 


der Einkünfte wird auf die Vorschriften des Steuer- 
rechtes Bezug genommen, da die für niedrigste Ein- 
kommensverhältnisse in § 8 RGr. enthaltenen 
Grundsätze nicht für die Ermittlung höherer Ein- 
kommen ausreichen. Der Begriff der steuerpflich- 
tigen Einkünfte wird übernommen, da die Steuer- 
gesetzgebung erprobte Merkmale für die Feststel- 
lung der nach Absetzung der Werbungskosten 
steuerpflichtigen Einkünfte enthält. Die Durchfüh- 
rung des Gesetzes wird dadurch erleichtert, daß sich 
die Landesfürsorgeverbände auf Auskünfte der 
Finanzämter oder Berichte von Steuerberatern ver- 
lassen können, falls die Einkommensermittlung auf 
besondere Schwierigkeiten stößt. Nach § 34 in Ver- 
bindung mit § 27 RFV sind die Finanzämter zur Er- 
teilung der erforderlichen Auskünfte verpflichtet. 
Daß gewisse Einnahmen nach § 3 des Einkommen- 
steuergesetzes steuerfrei sind, kann hingenommen 
werden, da die Bezieher dieser Einnahmen auch 
unter Hinzurechnung .steuerpflichtiger Einkünfte 
nur in Ausnahmefällen die Einkommensgrenze er- 
reichen dürften. 

Nach Nr. 4 können Leistungen Dritter, die aus- 
schließlich für Kosten der Heilbehandlung oder Ein- 
gliederung in das Arbeitsleben gewährt werden, 
ohne Rücksicht auf die in Nr. 1 gegebene Grenze 
in Anspruch genommen werden. Dies gilt insbeson- 
dere für Leistungen, die nach bürgerlichem Recht 
Unterhaltspflichtige für den genannten Zweck zu- 
wenden, sowie für Leistungen privater Kranken- 
versicherungen. 

Die VO sieht die Inanspruchnahme des Vermögens 
eines Tuberkulosekranken nicht vor. Die gänzliche 
Freistellung des Vermögens erscheint jedoch nicht 
in allen Fällen gerechtfertigt. Es ist zumutbar, daß 
das Vermögen herangezogen wird, dessen Nutzbar- 
machung sich bei verständiger Wirtschaftsführung 
vertreten läßt, oder daß Vermögensteile verwertet 
werden, die weder für die berufliche Existenz des 
Kranken oder seiner Familienangehörigen noch für 
die Sicherung des Alters noch auf die Dauer für 
die Beibehaltung der angemessenen Lebenshaltung 
erforderlich sind. Die Vorschrift bezieht sich nicht 
nur auf das Interesse des Kranken oder seines 
Ehegatten, sondern auch auf das Interesse der Fa- 
milienangehörigen. 

§ 35 Abs. 1 Nr. 2 sieht eine Rechtsverordnung vor, 
die Näheres über Voraussetzung, Art und Umfang 
der Berücksichtigung von Einkommen und Vermö- 
gen bestimmt. Eine solche Rechtsverordnung wird 
vorzusehen haben, daß das Arbeitseinkommen der 
Ehefrau des Kranken oder Genesenen nur zur Hälfte 
berücksichtigt wird, damit der Ehefrau nicht die 
Möglichkeit genommen wird, die Lebenshaltung der 
Familie während der Dauer des Heilverfahrens oder 
der Eingliederungsmaßnahmen durch eigene Er- 
werbstätigkeit zu verbessern. 

Zu § 12 

Die Aufstellung des Eingliederungsplanes wird nur 
in seltenen Fällen schon bei Beginn der Heilbe- 
handlung, in der Regel erst vor dem Abschluß der 
stationären Heilbehandlung möglich sein. Die Auf- 
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Zählung der zu beteiligenden Stellen ist nicht ab- 
schließender Natur. Bei jugendlichen Kranken wird 
mitunter die Beteiligung des Jugendamtes erforder- 
lich sein. Auch kann die Hinzuziehung des Lehrers 
oder des Seelsorgers in Betracht kommen. Bei einer 
wesentlichen Änderung des Eingliederungsplanes 
sind die genannten Stellen erneut zu beteiligen. 

Zu § 13 

Hilfe zur Schulbildung kann während der stationä- 
ren Behandlung als Bettunterricht oder als Klassen- 
unterricht gewährt werden, sofern der Gesund- 
heitszustand die Teilnahme am Unterricht erlaubt. 
Die Hilfe zur Schulbildung ist nach der Beendigung 
der stationären Behandlung vor allem zu gewähren, 
solange dies wegen der Ansteckungsgefahr oder 
der dem Genesenen auferlegten Schonung erforder- 
lich ist. Darüber hinaus kommt die Gewährung der 
Hilfe in Betracht, soweit sie für die Gewinnung des 
Anschlusses an den normalen Schulunterricht nötig 
ist oder die Aufholung versäumter Zeit ermöglichen 
kann. 

Die Hilfe beschränkt sich nicht auf den Lehrstoff der 
Volksschule; sie umfaßt vielmehr auch je nach der 
Lage des Einzelfalles den Unterricht im Lehrstoff 
der mittleren oder höheren Schule. Fachschulunter- 
richt und Berufsschulunterricht gehören zu den in 
§14 vorgesehenen Maßnahmen. 

Hilfe zur Schulbildung kommt nicht nur im Rahmen 
der Eingliederungshilfe, sondern auch bei Maßnah- 
men der vorbeugenden Hilfe (§ 5) in Betracht, wenn 
sich diese Maßnahmen über einen längeren Zeit- 
raum erstrecken. 

Zu § 14 

Während Absatz 1 die Vorbildung für die Aus- 
übung eines Berufes, d. h. eine einen geregelten 
Ausbildungsgang voraussetzende Erwerbstätigkeit, 
regelt, eröffnet Absatz 2 die Hilfen für jede andere 
geeignete Tätigkeit im Arbeitsleben, z. B. für die 
Tätigkeit einer Hausfrau, wenn hierfür infolge der 
Erkrankung besondere Maßnahmen erforderlich 
sind. Bereits während der stationären Behandlung 
soll der Kranke in sinnvoller Weise auf die Wie- 
deraufnahme seines Berufes hingeführt werden und 
gegebenenfalls die Möglichkeit erhalten, durch Er- 
weiterung der beruflichen Kenntnisse seine Wett- 
bewerbsfähigkeit zu verbessern. 

Nicht nur bei der Aufstellung des Eingliederungs- 
planes (§ 12), sondern auch bei der Einleitung der 
einzelnen in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen ist 
nach Absatz 4 mit der Bundesanstalt zusammenzu- 
wirken. 

Zu § 15 

Der Landesfürsorgeverband wird vor allem für die- 
jenigen Kranken, für die eine Vermittlung in un- 
selbständige Arbeit nicht in Betracht kommt, die 
notwendige Hilfe für die Unterbringung im Beruf 
zu gewähren haben. Er soll aber auch bei denjeni- 
gen, deren Vermittlung in eine Arbeitsstelle Auf- 
gabe der Bundesanstalt ist, in Unterstützung der 


Bemühungen der Bundesanstalt auf die geeignete 
Unterbringung hinwirken. Gegebenenfalls muß der 
Arbeitsplatz den gesundheitlichen Erfordernissen 
entsprechend hergerichtet werden. 

Nach Absatz 2 sollen Möglichkeiten zur Ausübung 
einer geeigneten Tätigkeit für diejenigen arbeits- 
willigen Kranken geschaffen werden, die auf nicht 
absehbare Zeit in stationärer Behandlung verblei- 
ben müssen oder an ihre Wohnung gebunden sind. 
In Betracht kommen z. B. die Errichtung von Werk- 
stätten im Anschluß an Heilstätten und die Beschaf- 
fung von Heimarbeit. 

Zu § 16 

Die nachgehende Hilfe soll in umfassender Weise 
den Erfolg der Heilbehandlung und der Eingliede- 
rungshilfe sichern. Hierzu dienen vor allem für- 
sorgliche Beratung und Betreuung bei allen Schwie- 
rigkeiten, die sich dem Einleben in Familie, Nach- 
barschaft oder Arbeitsstelle entgegenstellen. 

Zu § 17 

Für die Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe räumt 
der Entwurf, dem Grundsatz der Individualisierung 
entsprechend, den Landesfürsorgeverbänden einen 
weiten Ermessensraum ein. Er beschränkt sich dar- 
auf, bestimmte Merkmale für die Ausübung des Er- 
messens festzulegen. Im Unterschied zu § 11 ver- 
zichtet er auf die Festlegung einer Einkommens- 
grenze. Die Leistungen müssen derart bemessen 
werden, daß der Kranke und seine Familienange- 
hörigen bei verständiger Wirtschaftsführung im 
Zeitpunkt der Heilung oder bei der Beendigung der 
Eingliederungmaßnahmen nach § 3 Nr. 1 oder 2 
nicht durch Schulden belastet sind, die durch die 
Erkrankung verursacht sind. 

Außer den in § 6 bezeichneten Familienangehörigen 
sollen zur Vermeidung von Härten und aus Grün- 
den der Seuchenbekämpfung auch andere Personen 
nach Maßgabe des Absatzes 2 bei der Bemessung 
der Leistungen berücksichtigt werden. Die Gefähr- 
dung innerhalb der Wohngemeinschaft kann sich 
vor allem aus der gemeinsamen Benutzung von 
Küche, Bad oder Toilette ergeben. Absatz 3 räumt 
die Möglichkeit der Gewährung von Leistungen der 
wirtschaftlichen Hilfe auch nach Beendigung der 
Maßnahmen der Heilbehandlung und der Eingliede- 
rung ein. 

Zu § 18 

Die Vorschriften des § 18 beziehen sich ausschließ- 
lich auf die Bemessung des Lebensunterhalts im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1. Den besonderen Be- 
dürfnissen des Kranken oder Genesenen und seiner 
Familie entsprechend müssen die Leistungen, so- 
weit eigene Mittel nicht zur Verfügung stehen, die 
Richtsätze der öffentlichen Fürsorge für die Bemes- 
sung des notwendigen Lebensunterhalts wesentlich 
übersteigen. Da Leistungen für den laufenden 
Lebensunterhalt nur für Personen in Betracht kom- 
men, die ohne Einkommen sind oder die nur ein 
geringes Einkommen beziehen, wird in diesem Zu- 
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sammenhang der den Fürsorgeverbänden geläufige 
Einkommensbegriff des § 6 RGr. und nicht der in 
§11 verwendete Begriff der steuerpflichtigen Ein- 
künfte zugrunde gelegt. 

Das Wort „berücksichtigen" gibt den Landesfür- 
sorgeverbänden die Möglichkeit, aus fürsorgerischen 
Erwägungen von einer starren Anrechnung des Ein- 
kommens abzugehen. Wegen der Berücksichtigung 
des Arbeitseinkommens der Ehefrau des Kranken 
oder Genesenen vgl. Begründung zu § 11 am Ende. 

Zu § 19 

Der Landesfürsorgeverband kann den Anspruch 
auf Kostenbeitrag nach § 10 nur dann unmittelbar 
gegenüber dem Kranken oder Genesenen und sei- 
ner Ehefrau verwirklichen, wenn diese im Besitz 
der erforderlichen Mittel sind. Für den Fall, daß 
ihnen ein Anspruch gegen einen Dritten auf Lei- 
stungen zur Deckung des Lebensbedarfs zusteht, 
der im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht erfüllt ist, gibt 
§ 19 dem Landesfürsorgeverband die Möglichkeit, 
diesen Anspruch zum Ersatz seiner Aufwendungen 
auf sich überzuleiten, sofern er bei rechtzeitiger 
Erfüllung keine oder nur eine geringere Hilfe hätte 
gewähren müssen. 

In entsprechender Weise kann der Landesfürsorge- 
verband verfahren, wenn er einem Berechtigten 
wirtschaftliche Hilfe nur deswegen gewährt, weil 
der zur Gewährung von Leistungen zur Deckung 
des Lebensbedarfs verpflichtete Dritte seine Ver- 
pflichtung nicht rechtzeitig erfüllt. Als Berechtigte 
kommen außer den Kranken oder Genesenen auch 
die Familienangehörigen in Betracht, für die wirt- 
schaftliche Hilfe gewährt wird. Es wäre unbillig, 
wenn bei der Geltendmachung des Anspruchs ge- 
gen einen nach bürgerlichem Recht Unterhalts- 
pflichtigen dessen Mittel nicht im gleichen Maße 
geschont würden, wie dies nach § 11 für Einkom- 
men und Vermögen des Kranken oder Genesenen 
und seines Ehegatten vorgeschrieben ist. Absatz 3 
sieht daher die entsprechende Anwendung von § 11 
Nr. 1 und 3 zugunsten des Unterhaltspflichtigen 
vor. 

Für die Erstattung von Aufwendungen des Landes- 
fürsorgeverbandes durch eine andere zur Gewäh- 
rung von Maßnahmen zur Bekämpfung der Tuber- 
kulose verpflichtete Stelle findet nicht § 19 Anwen- 
dung, sondern § 28. Die Inanspruchnahme der 
Kriegsschadenrente erfolgt nach § 292 Abs. 5 LAG, 
und zwar hinsichtlich der stationären Heilbehand- 
lung und der stationären Eingliederungsmaßnahmen 
unter Beschränkung auf die Einsparungen an häus- 
lichen Aufwendungen nach § 11 Nr. 2. Ist der Er- 
krankte vermittlungsfähig, so können Leistungen 
der wirtschaftlichen Tuberkulosehilfe im Rahmen 
des § 94 AVAVG aus nachträglich bewilligtem Ar- 
beitslosengeld oder Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe erstattet werden. Wegen der Inanspruch- 
nahme von Sozialversicherungsrenten vgl. § 32 
Nr. 1 Buchstabe c. 

Zu § 20 

In welchen Fällen ein Anspruch auf Rückzahlung 
überhobener Leistungen besteht, wird hier nicht ge- 


regelt. Die Bestimmung soll lediglich verhindern, 
daß durch die Aufrechnung von Überzahlungen er- 
neut eine Notlage entsteht, durch die der Zweck der 
Leistungen gefährdet würde. 

Zu § 21 

Aus Gründen der Seuchenbekämpfung ist neben 
dem überörtlichen Aufgabenträger (§ 7), dem die 
einheitliche Lenkung und die Sorge für die gleich- 
mäßige Verwendung der Mittel obliegen, eine orts- 
nahe Durchführungsbehörde erforderlich, die zum 
sofortigen Tätigwerden legitimiert ist. Die örtlichen 
Verhältnisse können nur in den Landkreisen und in 
den kreisfreien Städten selbst geprüft werden. Es 
muß ermöglicht werden, daß die erforderliche Hilfe, 
insbesondere die wirtschaftliche Hilfe, nach der 
Feststellung der Behandlungsbedürftigkeit ohne 
jede Verzögerung gewährt wird. Daher sollen die 
Landkreise und die kreisfreien Städte im Rahmen 
der Richtlinien des zuständigen Landesfürsorgever- 
bandes zur Durchführung der wirtschaftlichen Hilfe 
— auf Grund der Übertragung durch den Landes- 
fürsorgeverband auch zur Durchführung der vor- 
beugenden Hilfe und der Eingliederungshilfe — be- 
rechtigt und verpflichtet sein mit der Einschränkung, 
daß der Landesfürsorgeverband für die Durch- 
führung eine Einzelweisung erteilen kann, sofern 
sich im Einzelfall die Notwendigkeit hierzu ergibt 
Diese Regelung entspricht dem bestehenden Recht 
(§ 1 Abs. 1 VO und Nr. 4 und 33 des Ersten DErl.), 
abgesehen von der Berücksichtigung der vorbeugen- 
den Hilfe und der Eingliederungshilfe. 

Der Entwurf beschränkt sich auf die aus Gründen 
der Seuchenbekämpfung erforderlichen Vorschriften. 
Die kommunalrechtliche Struktur der Länder bleibt 
unberührt. Die kommunalen Behörden gehören zu 
den Behörden, auf deren Einrichtung und Verwal- 
tungsverfahren Artikel 84 Abs. 1 GG sich bezieht. 
Das in Absatz 2 erwähnte Verlangen kann der Lan- 
desfürsorgeverband im Einzelfall oder auch in all- 
gemeiner Form mit oder ohne Begrenzung auf be- 
stimmte Leistungsarten oder Personengruppen aus- 
sprechen. 

Zu § 22 

Angehörigen des öffentlichen Dienstes gewährt der 
Dienstherr in Erfüllung seiner Fürsorgepflicht im 
Falle einer Erkrankung Hilfe im Rahmen der Bei- 
hilfengrundsätze vom 2v5. Juni 1942 (RBBL S. 157) in 
der Fassung vom 10. April 1953 (MinBlFin. S. 308) 
und der Unterstützungsgrundsätze vom 27. Februar 
1943 (RBBL S. 46). Die Beihilfen sind jedoch — in 
den Ländern unterschiedlich — auf 35 bis 80 v. H. 
der entstandenen Kosten begrenzt. Die Höhe der 
Unterstützungen hängt von der Höhe der vorhan- 
denen Mittel ab. Die Bewilligung erfolgt nachträg- 
lich, so daß während der Dauer der Erkrankung die 
Höhe der Beihilfe ungewiß bleibt. Bei Beziehern 
kleiner und mittlerer Einkommen reicht diese Hilfe 
bei einer Erkrankung an Tuberkulose nicht aus, 
weil die erforderlichen, in aller Regel erheblichen 
Mittel rechtzeitig verfügbar sein müssen und weil 
der dem Kranken verbleibende Kostenanteil seine 
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Kräfte übersteigt. In solchen Fällen ist deshalb nach 
der bestehenden Regelung stets ein ergänzendes, oft 
auch ein vorläufiges Eingreifen des Landesfürsorge- 
verbandes erforderlich, so daß Landesfürsorgever- 
band und Dienstherr gleichzeitig verantwortlich 
sind. Aus der nur subsidiären Verantwortung des 
Landesfürsorgeverbandes einerseits und der Be- 
grenzung der Hilfe des Dienstherrn andererseits er- 
gibt sich stets die Notwendigkeit einer Doppel- 
bearbeitung. Zudem führt dies in einer beachtlichen 
Zahl von Fällen zu einer Verzögerung der Entschei- 
dung über die Kostenaufbringung und damit zu- 
gleich zu einer Verzögerung der Behandlung. Bei 
der Neuregelung ist deshalb die Zuständigkeit ein- 
deutig zu klären. 

Der Entwurf geht von der Unteilbarkeit der Für- 
sorgepflicht des Dienstherrn aus. Er sieht daher vor, 
daß der in § 1 begründete Rechtsanspruch auf Tuber- 
kulosehilfe für den in § 22 abgegrenzten Personen- 
kreis von dem Dienstherrn — bei Versorgungs- 
empfängern von dem Träger der Versorgungslast — 
zu erfüllen ist. Aus § 1 ergibt sich, daß die Ver- 
pflichtung des Dienstherrn sich nicht auf Personen 
erstreckt, für die die Plilfe anderweitig gesetzlich 
sichergestcllt ist. Der Dienstherr und der Träger der 
Versorgungslast können sich nach § 29 zur sach- 
gemäßen Durchführung des Heilverfahrens des Lan- 
desfürsorgeverbandes bedienen. Sie haben sich nach 
§ 26 vor der Einleitung von Maßnahmen mit dem 
Gesundheitsamt ins Benehmen zu setzen. Die not- 
wendige Regelung für die Bediensteten der Länder 
und der Gemeinden obliegt der Landesgesetz- 
gebung. 

Ein und derselbe Anspruchsberechtigte könnte unter 
Umständen aus mehreren Rechtsverhältnissen An- 
sprüche gegen verschiedene Leistungsträger geltend 
machen, z. B. wenn ein wegen Ablaufs der Amtszeit 
in den Ruhestand getretener Zeitbeamter bei einem 
anderen Dienstherrn wieder in das Beamtenverhält- 
nis berufen ist oder aus diesem zweiten Beamten- 
verhältnis in den Ruhestand getreten ist oder wenn 
ein Beamter zwei Hauptämter bei verschiedenen 
Dienstherrn innehat. In diesen Fällen soll derjenige 
Dienstherr oder Träger der Versorgungslast Tuber- 
kulosehilfe gewähren, der die höheren Dienst- oder 
Versorgungsbezüge zahlt. Das gleiche gilt für den 
Fall, daß dem Vater und der Mutter des erkrankten 
Kindes der Kinderzuschlag je zur Hälfte von ver- 
schiedenen Dienstherren gezahlt wird. 

Die Regelung über das Zusammentreffen mehrerer 
Leistungsträger bezieht sich zunächst auf die in Ab- 
satz 1 Satz 1 bezeichneten Dienstherren und Träger 
der Versorgungslast (Bund, bundesunmittelbare 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts). Die Vorschrift hat indessen auch Be- 
deutung im Verhältnis vom Bund zum Land oder 
zwischen zwei Ländern, sobald diese die notwendige 
Regelung für Bedienstete des Landes und der Ge- 
meinden erlassen haben. 

Ausgeschlossen aus der Regelung des § 22 sind die 
in Absatz 2 bezeichneten Personengruppen, weil sie 
entweder nur nebenbei oder nur für verhältnis- 
mäßig kurze Zeit im öffentlichen Dienst stehen oder 
weil ihnen Versorgungsbezüge von nur vorüber- 


gehender Art oder unter Beschränkung auf einen 
bestimmten Entschädigungsgrund gewährt werden. 
Sofern für diese Personen kein anderer Leistungs- 
träger zuständig ist, richtet sich ihr Anspruch auf 
Tuberkulosehilfe nach § 1 gegen den Landes- 
fürsorgeverband. 

§ 151 des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung 
vom 18. September 1957 (BGBl. I S. 1338) steht Ab- 
satz 4 nicht entgegen. 

Während Bund und Länder als Dienstherren oder 
Träger der Versorgungslast die im Einzelfall erfor- 
derlichen Mittel aufzubringen vermögen, kann die 
Belastung für die Gemeinden und die der Aufsicht 
der Länder unterstehenden Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts einen 
Ausgleich erforderlich machen. Dieser kann sich an 
das bestehende System der Ruhegehaltkassen oder 
an die Aufbringung der Haushaltsmittel der Landes- 
fürsorgeverbände anschließen oder auch auf andere 
Weise erfolgen. 

Zu § 23 

Die Deutsche Bundesbahn führt bereits seit längerer 
Zeit die Tuberkuloseversorgung aller Bediensteten 
— Arbeiter, Angestellten und Beamten — einheit- 
lich durch. Die Verpflichtung nach § 22 Abs. 1 trifft ge- 
genüber den Bediensteten und Versorgungsempfän- 
gern der Deutschen Bundesbahn den Bund als Dienst- 
herrn und Träger der Versorgungslast. Die vorge- 
sehene Ermächtigung soll der Deutschen Bundes- 
bahn die Möglichkeit geben, die Tuberkulosever- 
sorgung auch für diejenigen Bediensteten und Ver- 
sorgungsempfänger fortzuführen, die keinen An- 
spruch gegen den Dienstherrn haben. Soweit sie 
von dieser Ermächtigung Gebrauch macht, ist die 
Hilfe durch sie sichergestellt. 

Zu §§ 24 und 25 

Wie bei § 22 soll auch hier nach Möglichkeit ver- 
mieden werden, daß zwei öffentliche Kostenträger 
gleichzeitig für die Betreuung eines Kranken tätig 
werden. Deshalb sollen in den Fällen des § 24 der 
für die Unterbringung zuständige Kostenträger und 
in den Fällen des § 25 die Vollzugsbehörde die 
während der Dauer der Unterbringung bzw. der 
Verwahrung entstehenden Kosten der Heilbehand- 
lung im Sinne des § 2 tragen unter Ausschaltung 
des Rückgriffs auf einen anderen, nach sonstigen 
Vorschriften in Betracht kommenden Kostenträger. 
Die Zuständigkeit zur Gewährung wirtschaftlicher 
Hilfe für die Familienangehörigen wird hierdurch 
nicht berührt. Der Anspruch auf wirtschaftliche Hilfe 
wird jedoch begrenzt auf die Fälle, bei denen An- 
laß zu der Annahme besteht, daß die Familien- 
angehörigen durch die Erkrankung des Anstalts- 
pfleglings oder des Verwahrten noch gefährdet wor- 
den sind. 

Zu § 26 

Nach § 3 des Gesetzes über die Vereinheitlichung 
des Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934 (RGBl. I 
S. 531) obliegt den Gesundheitsämtern die Durch- 
führung der ärztlichen Aufgaben auf dem Gebiet 
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der Fürsorge für Tuberkulöse. Ihre Beteiligung an 
den Entscheidungen der zur Gewährung von Maß- 
nahmen der Tuberkulosebekämpfung verpflichteten 
Stellen muß daher gesichert werden. Wenn ein 
Kranker die erforderliche Hilfe nicht selbst bean- 
tragt, kann das Gesundheitsamt den Antrag für ihn 
stellen. Es wird von der ihm hierdurch eingeräum- 
ten Ermächtigung nur insoweit Gebrauch zu machen 
haben, als dies zur Durchführung seiner ärztlichen 
Aufgaben notwendig ist. Dies gilt insbesondere von 
den Fällen der zwangsweisen Unterbringung nach 
§ 11 der Verordnung über die Bekämpfung übertrag- 
barer Krankheiten vom 1. Dezember 1938 (RGBl. I 
S. 1721). 

Zu § 27 

Wie die Erfahrung gezeigt hat, ist im Interesse 
einer sinnvollen und gleichmäßigen Betreuung der 
Kranken die Bildung von Arbeitsgemeinschaften 
unerläßlich. Durch sie können die Schwierigkeiten, 
die sich aus der Verschiedenheit der Organisations- 
formen der Kostenträger ergeben, überbrückt und 
ein reibungsloser Ablauf des Verfahrens erreicht 
werden. 

Zu den in Absatz 1 genannten Stellen gehören auch 
die Gesundheitsämter und die Verwaltungen der 
Landkreise und der kreisfreien Städte. Damit sich 
der Kreis der Beteiligten möglichst nicht zu sehr 
erweitert, dürfte die Heranziehung der im Bereich 
des Landesfürsorgeverbandes bestehenden Zusam- 
menschlüsse der einzelnen Aufgabenträger zweck- 
mäßig sein. 

Zu § 30 

Die Maßnahmen der Tuberkulosebekämpfung ver- 
fehlen ihren Zweck, wenn der Kranke oder Ge- 
nesene und seine Familienangehörigen nicht selbst 
zur Heilung und zur Verhütung der Ansteckung 
mitarbeiten. Die Hilfe kann daher nur unter der 
Voraussetzung gewährt werden, daß der Kranke 
oder Genesene und seine Familie nach hinreichen- 
der Beratung und Aufklärung den Weisungen Folge 
leisten. Unter Weisungen sind dabei alle Anord- 
nungen der mit der Durchführung der Tuberkulose- 
bekämpfung im Einzelfall befaßten Stellen zu ver- 
stehen, die den in Absatz 1 erwähnten Zwecken 
dienen. Unter sie fallen z. B. die zur Erhaltung der 
erforderlichen Ordnung in den Heilstätten oder 
Krankenhäusern erlassenen Hausordnungen. 

Die Vorschriften des Absatzes 2 bieten die Möglich- 
keit, uneinsichtige Kranke, Genesene oder Familien- 
angehörige durch Androhung von wirtschaftlichen 
Nachteilen, in schweren Fällen durch Entziehung 
von Leistungen, zu einem der Heilung oder der Ein- 
gliederung dienlichen Verhalten zu veranlassen. 
Aus seuchenhygienischen Gründen ist die Ent- 
ziehung der Heilbehandlung nicht vorgesehen. 

Absatz 3 soll dem Mißbrauch der Tuberkulosehilfe 
Vorbeugen, sowohl im wohlverstandenen Interesse 
des Berechtigten, d. h. des Kranken oder Genesenen 
oder des Familienangehörigen, wie auch zur Ver- 


meidung einer Vergeudung öffentlicher Mittel. Bei 
der Würdigung der Verhältnisse soll jedem ver- 
ständlichen Grund des Berechtigten Rechnung ge- 
tragen werden. 

Zu § 31 

§31 stellt nach dem Grundsatz der Subsidiarität fest, 
daß Verpflichtungen Dritter, z. B. von Trägern von 
Sozialleistungen, Unterhaltspflichtigen oder Ver- 
sicherern, weder in ihrem Bestand noch in ihrer 
Höhe von den aus diesem Gesetz sich ergebenden 
Ansprüchen oder Leistungen beeinflußt werden 
(vgl. §§ 19, 32 Nr. 1 Buchstabe c). Die Unternehmer 
der privaten Krankenversicherung haben sich durch 
geschäftsplanmäßige Erklärung bereit erklärt, im 
Rahmen der Leistungen der Haupttarife (Krank- 
heitskostentarife) die durch ambulante und für 
3 Monate die durch stationäre Behandlung einer 
Tbc-Erkrankung entstehenden Kosten zu über- 
nehmen. Dabei werden sie Tbc-Heilstätten- oder 
Tbc-Sanatoriumsbehandlung einer Krankenhausbe- 
handlung gleichstellen. Falls die Versicherungs- 
bedingungen für stationäre Behandlung allgemein 
eine Höchstfrist von weniger als 3 Monaten vor- 
sehen, tritt diese Höchstfrist an die Stelle der 
3monatigen. Weitergehende durch die Satzung be- 
gründete Leistungsverpflichtungen werden durch 
diese geschäftsplanmäßige Erklärung nicht berührt. 

Zu § 32 

Die §§ 1236 bis 1244 RVO und die entsprechenden 
Vorschriften des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und des Reichsknappschaftsgesetzes sehen Maß- 
nahmen zur Erhaltung, Besserung und Wiederher- 
stellung der Erwerbsfähigkeit als Regelleistungen 
für Versicherte und für bestimmte Gruppen von 
Rentenempfängern vor. Entsprechend der Regelung 
für die nichtsozialversicherte Bevölkerung in § 1 
sieht der Entwurf einen Rechtsanspruch auf die in 
§ 1237 RVO genannten Leistungsarten — Heil- 
behandlung, Berufsförderung und soziale Betreu- 
ung — vor. Zur genauen Umschreibung des begün- 
stigten Personenkreises wird der Begriff des Ver- 
sicherten im Sinne dieser Vorschrift festgelegt mit 
dem Ziele, Scheinversicherungsverhältnisse auszu- 
schalten. Die in § 1236 RVO nicht erwähnten Grup- 
pen von Rentnern und die Familienangehörigen 
werden in die Regelung einbezogen. Der Rechts- 
anspruch wird im Unterschied zu § 1236 Abs. 1 RVO 
auch für diejenigen Erkrankungsfälle gewährt, bei 
denen nicht erwartet werden kann, daß die Erwerbs- 
fähigkeit erhalten, wesentlich gebessert oder wie- 
derhergestellt wird. Die Aufwendungen der Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherungen für die Fälle 
der stationären Dauerbehandlung werden nach § 36 
vom Bunde erstattet. 

Ein Erstattungsanspruch des Landesfürsorgeverban- 
des gegen den Träger einer gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nach §§ 1531 ff. RVO kommt nur in Be- 
tracht bei Erkrankten, denen weder Heilbehandlung 
noch Berufsförderung noch auch soziale Betreuung 
zu gewähren ist (vgl. § 1244 a RVO, § 21 a AVG, 
§ 43 a RKnG). Muß der Landesfürsorgeverband vor- 
sorglich eintreten für Leistungen, die durch den 
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Träger einer gesetzlichen Rentenversicherung sicher- 
gestellt sind, regelt sich der Erstattungsanspruch 
nach § 28. 

Zu § 33 

Die Vorschrift dient einer Anpassung des § 10 Buch- 
stabe a des Körperbehindertengesetzes an die ent- 
sprechende Vorschrift dieses Gesetzes (§11 Nr. 1). 

Zu § 34 

Die Tuberkulosehilfe ist, soweit sie von einem 
Landesfürsorgeverband gewährt wird, eine Leistung 
der öffentlichen Fürsorge, in den Fällen des § 22 
eine Leistung der Fürsorge des Dienstherrn oder 
des Trägers der Versorgungslast. Im Hinblick auf 
die Aufgaben des Landesfürsorgeverbandes war 
eine Klarstellung erforderlich, daß die Vorschriften 
der Verordnung über die Fürsorgepflicht und zu- 
gleich mit ihnen die Vorschriften der Reichsgrund- 
sätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürsorge keine Anwendung finden, soweit 
der Entwurf nicht ausdrücklich die Anwendbarkeit 
vorsieht (§ 18 Abs. 3 Satz 2 und § 34 Abs. 1). Be- 
zeichnungen des Fürsorgerechts werden in dem 
Gesetzentwurf mit dem Inhalt verwendet, den sie 
in der Rechtssprache der Fürsorge haben. 

Zu § 35 

Das Gesetz bietet, dem Gedanken der Selbstver- 
waltung Rechnung tragend, dem Ermessen und der 
Initiative der an den Maßnahmen der Tuberkulose- 
bekämpfung beteiligten Stellen einen weiten Raum. 
Der Zweck des Gesetzes besteht jedoch darin, ein- 


heitliche und ausreichende Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der Tuberkulose sicherzustellen. Wenn 
auch jede nicht unbedingt erforderliche Beschrän- 
kung der Selbstverwaltung vermieden werden muß, 
muß dennoch die Möglichkeit einer näheren Um- 
schreibung der Voraussetzung, der Art und des 
Maßes der Leistungen, des Erlasses von Verwal- 
tungsvorschriften und in Fällen von grundsätzlicher 
oder erheblicher finanzieller Bedeutung der Ertei- 
lung von Einzeiweisungen Vorbehalten bleiben, 
wenn anders eine die Einheitlichkeit der Maß- 
nahmen der Tuberkulosebekämpfung gefährdende 
unterschiedliche Entwicklung der Verwaltungsübung 
vermieden werden soll. 

Zu § 36 

Die Beteiligung des Bundes an den Aufwendungen 
der Landesfürsorgeverbände und der Träger der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen entspricht dem 
Charakter der Tuberkulosebekämpfung als einer 
Gemeinschaftsaufgabe des Bundes und der Länder, 
bei der das Schwergewicht in den Ländern liegt. 
Der Entwurf unterscheidet zwischen den Aufwen- 
dungen, die sich aus der Gewährung bestimmter in- 
dividueller Leistungen ergeben, und den Aufwen- 
dungen, die aus dem Vollzüge bestimmter Vor- 
schriften entstehen. 

Absatz 2 hat lediglich Bedeutung für die Errechnung 
der den Trägern der gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen zu erstattenden Kosten. Durch die schema- 
tische Regelung soll ein leicht zu handhabender 
Kostenausgleich ermöglicht werden, unter Vermei- 
dung der negativen Feststellung über die Aussichten 
des Heilverfahrens im Einzelfall. 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 6 

a) Nr. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. die unehelichen Kinder eines männ- 
lichen Kranken, wenn seine Vaterschaft 
oder seine Unterhaltspflicht festgestellt 
ist,"; 

b) nach Nr. 4 ist folgende Nr. 4 a einzufügen: 
„4 a. die unehelichen Kinder einer Kranken," 

Begründung zu a) und b) 

Anpassung an die entsprechende Vorschrift in 
§ 1262 Abs. 2 RVO in der Fassung des ArVNG 
vom 23. Februar 1957 bzw. an § 39 Abs. 2 AVG 
in der Fassung des AnVNG vom 23. Februar 
1957; vgl. auch § 2 Abs. 1 Nr. 5 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes. 

2. Zu § 8 

In Absatz 5 Satz 2 sind die Worte „bestimmt 
die oberste Landesbehörde" durch die Worte 
„bestimmt die von der Landesregierung be- 
stimmte Behörde" zu ersetzen. 


Begründung 

Die Festlegung der zuständigen Behörde sollte 
nicht im vorliegenden Gesetz erfolgen, sondern 
der Landesregierung überlassen bleiben. 

3. Zu § 18 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) Die Bedarfssätze für den Lebensunterhalt 
— ■ außer der Beihilfe für Unterkunft — (§4 
Abs. 1 Nr. 1) sollen nicht geringer als 125 vom 
Hundert der Richtsätze der öffentlichen Für- 
sorge zuzüglich des Betrages etwaiger Mehr- 
bedarfszuschläge zum einfachen Fürsorgericht- 
satz nach den Reichsgrundsätzen sein." 

Begründung 

Den Vorschlag, die Bedarfssätze für den lau- 
fenden Lebensunterhalt auf das Eineinhalb- 
fache der Fürsorgerichtsätze festzulegen, unter- 
breitete die Bundesregierung vor der Neuord- 
nung der Fürsorgerichtsätze durch die Verwal- 
tungsvorschriften des Bundes im Jahre 1955. 
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Seitdem hat sich das Richtsatzsystem beachtlich 
verbessert. Ebenso haben sich die absoluten 
Richtsatzbeträge beachtlich erhöht. Nach der 
Vorstellung der Bundesregierung hat die sche- 
matische Festlegung der Bedarfssätze für den 
Lebensunterhalt auf 150 v. H. der Fürsorge- 
richtsätze zur Folge, daß damit die indivi- 
duellen Mehrbedarfssätze nach den §§ 11 a, b 
und d bis f sowie nach § 23 Abs. 3 der Reichs- 
grundsätze abgegolten sind, soweit sie 50 v. H. 
der Fürsorgerichtsätze nicht überschreiten — 
BT-Drucksache 2213 der 2. Wahlperiode S. 27 — 
Nur durch die Berücksichtigung von Mehrbe- 
darfszuschlägen, die bei Vorliegen besonderer 
sozialer Tatbestände gewährt werden, kann die 
notwendige Individualisierung der Hilfsmaß- 
nahmen erreicht werden. 

4. Zu § 21 

§ 21 ist zu streichen. 

Begründung 

Für diese Vorschrift fehlt es an der Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes, da sie in das 
Gemeinde- und Kreisverfassungsrecht eingreift, 
wofür Artikel 84 Abs. 1 GG keine Grundlage 
gibt. Diese Auffassung hat der Bundesrat be- 
reits wiederholt zum Ausdruck gebracht. Es be- 
steht auch kein Anlaß für einen derart weit- 
gehenden Eingriff in das Gemeinde- und Kreis- 
verfassungsrecht. Wo ein Bedürfnis besteht, die 
Durchführung der wirtschaftlichen Hilfe den 
Landkreisen oder kreisfreien Städten zu über- 
tragen, kann das Landesrecht die erforderlichen 
Bestimmungen treffen. 

5. Zu § 24 

In Absatz 1 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Folge des Streichungsvorschlages zu § 21. 

6. Zu § 32 

a) Unter Nr. 1 Buchstabe a sind in § 1244 a 
Abs. 1 Satz 2 RVO hinter den Worten „kei- 
nen Anspruch" die Worte „gegen den Ren- 
tenversicherungsträger" einzufügen; 

b) unter Nr. 2 Buchstabe a sind in § 21 a Abs. 1 
Satz 2 AVG hinter den Worten „keinen An- 
spruch" die Worte „gegen den Rentenver- 
sicherungsträger" einzufügen; 

c) unter Nr. 3 Buchstabe a sind in § 43 a Abs. 1 
Satz 2 RKnG hinter den Worten „keinen An- 
spruch" die Worte „gegen den Rentenver- 
sicherungsträger" einzufügen. 

Begründung zu a) bis c) 

Die Ergänzungen sind zur Klarstellung er- 
forderlich, daß nur der Anspruch gegen 
den Rentenversicherungsträger ausgeschlos- 
sen wird. 

d) Der Bundesrat nimmt außerdem wie folgt 
Stellung: 


Der Bundesrat hält es im Interesse der 
Klarstellung für erforderlich, daß im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens die Überleitung des Bestandes an 
Tiiberkulosehilfeberechtigten nach den Zu- 
ständigkeiten der §§ 22 bis 25 und 32 in- 
nerhalb von sechs Monaten geregelt wird. 

7. Zu § 35 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

§ 35 Abs. 2 wiederholt den Wortlaut des Ar- 
tikels 84 Abs. 2 GG. Die Bestimmung ist daher 
überflüssig; in rechtlicher Hinsicht kann sie zu 
Mißverständnissen führen. 

8. Zu § 36 

a) In Absatz 1 ist die Bezugnahme „§§ 3, 4 
Abs. 2 und § 5" durch die Bezugnahme „§§ 2, 
3, 4 Abs, 2 und § 5" zu ersetzen. 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene geringe Beteili- 
gungsquote des Bundes würde weit unter 
den bisherigen freiwilligen Leistungen des 
Bundes auf dem Gebiet der Tuberkulosehilfe 
liegen und dem Charakter einer Gemein- 
schaftsaufgabe des Bundes und der Länder 
nicht entsprechen. Die vom BT-Ausschuß für 
Fragen der öffentlichen Fürsorge angestrebte 
„ins Gewicht fallende finanzielle Beteiligung 
des Bundes an den Aufwendungen der Lan- 
desfürsorgeverbände" — vgl. 2 ^ BT-Druck- 
sache 3489 der 2. Wahlperiode zu § 27 a • — 
wird dadurch erreicht, daß auch die Auf- 
wendungen für die Heilbehandlung nach § 2 
(im Jahre 1953 rd. 37 Mio DM) je zur Hälfte 
vom Bund und den Ländern getragen wer- 
den. 

b) In Absatz 2 Satz 1 ist das Wort „Bazillen" 
durch das Wort „Bakterien" zu ersetzen. 

Begründung 

Bazillen sind solche Bakterien, welche Spo- 
ren entwickeln. Tuberkulosebakterien ent- 
wickeln jedoch keine Sporen. 

c) Absatz 2 Satz 1 ist durch einen Halbsatz mit 
folgendem Wortlaut zu ergänzen: 

„bei extrapulmonaler Tuberkulose gilt ohne 
Bakteriennachweis eine stationäre Behand- 
lung vom Beginn des zweiten Jahres an als 
stationäre Dauerbehandlung." 

Begründung 

Ohne diese Ergänzung würde etwa ein Sie- 
bentel der stationären Tuberkulosefälle nicht 
erfaßt werden. 

d) In § 36 ist ein neuer Absatz 3 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

„(3) § 10 Nr. 1 des Gesetzes über die Ein- 
gliederung des Saarlandes vom 23. Dezem- 
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her 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1011) bleibt 
unberührt." 

Begründung 

Die Kostenregelung des § 36 Abs. 1 kann, 
soweit sie eine Kostenübernahme durch den 
Bund enthält, wegen der speziellen. Vor- 
schrift des § 10 Nr. 1 des Saar-Eingliede- 
rungsgesetzes bis zum Ende der Übergangs- 
zeit nicht im Saarland gelten. Andererseits 
entstünde durch den in § 37 Abs. 3 des Ent- 
wurfs vorgesehenen völligen Ausschluß des 
§ 36 im Saarland insofern eine Gesetzes- 
lücke, als es dann an einer Abgrenzung der 
Kostenpflicht zwischen den verschiedenen 
Kostenträgern innerhalb des Saarlandes feh- 
len würde. Der vorgeschlagene neue Ab- 
satz 3 des § 36 bewirkt demgegenüber, daß 
das Saarland — unter Aufrechterhaltung der 
Regelung im übrigen — an die Stelle des 
Bundes tritt. 

9. Zu § 37 

a) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) § 35 Abs. 3 gilt im Saarland vom Ende 
der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saar- 
vertrages vom 27. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1587) an." 


Begründung 

Die in § 35 Abs. 3 vorgesehene Befugnis der 
Bundesregierung zur Erteilung von Einzel- 
weisungen kann, wie sich aus dem Zusam- 
menhang der §§35 und 36 ergibt, ihren in- 
neren Grund nur in der Kostenbeteiligung 
des Bundes nach § 36 Abs. 1 haben. Da diese 
• Kostenbeteiligung nach dem vorgeschlage- 
nen neuen Absatz 3 des § 36 für das Saar- 
land während der Übergangszeit entfällt, 
besteht kein Anlaß, der Bundesregierung 
während dieses Zeitraumes die Einzel- 
weisungsbezugnis zuzuerkennen. 

b) In Absatz 5 ist der Klammerzusatz „(§ 21)" 
zu streichen. 

Begründung 

Folge des Streich ungsvorsdilages zu § 21. 

10. Zu § 38 

ln Absatz 1 ist das Wort „zweiten" durch das 
Wort „vierten" zu ersetzen. 

Begründung 

Zur Ausführung des Gesetzes ist der Erlaß von 
Landesgesetzen erforderlich; hierfür reicht ein 
Zeitraum von zwei Monaten nicht aus. Auch 
der Verwaltung muß ausreichend Zeit zur Um- 
stellung auf die neue Rechtslage gegeben wer- 
den. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
nimmt die Bundesregierung wie folgt Stellung: 

I. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen unter 1. b), 2., 6. a) bis c) sowie 8. b) und d) 
zu. Damit entfällt § 37 Äbs. 3 des Entwurfs. Dem 
Änderungsvorschlag unter 1. a) stimmt die Bundes- 
regierung zu mit der Maßgabe, daß zwischen die 
Worte „Unterhaltspflicht" und „festgestellt" die 
Worte „anerkannt oder" eingefügt werden. Die 
Bundesregierung teilt auch die Äuffassung des Bun- 
desrates, die in der Stellungnahme unter 6. d) zum 
Ausdruck gebracht ist. Sie wird zu gegebener Zeit 
einen entsprechenden Vorschlag vorlegen. 

II . 

Den nachstehenden Vorschlägen stimmt die Bundes- 
regierung nicht zu: 

Zu 3. 

Die Bundesregierung ist der Äuffassung, daß der 
dem Kranken und seinen Familienangehörigen zu 
gewährende Lebensunterhalt nach § 4 Äbs. 1 Nr. 1 


in jedem Falle das Eineinhalbfache der Richtsätze 
der öffentlichen Fürsorge erreichen muß. Da dieser 
Betrag schon bei leichteren Erkrankungen häufig 
nicht ausreichen wird, müssen zu dem Lebensunter- 
halt noch die weiteren in § 4 genannten Leistungen, 
zu denen in erster Linie die besondere Ernährungs- 
beihilfe gehört, nach den Verhältnissen des Einzel- 
falles ergänzend hinzutreten. 

Der Vorschlag des Bundesrates würde es demgegen- 
über ermöglichen, daß der Lebensunterhalt nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 und die Ernährungsbeihilfe nach § 4 
Abs. 2 zusammen hinter dem Eineinhalbfachen der 
Richtsätze der öffentlichen Fürsorge und damit hin- 
ter der von der Bundesregierung als erforderlich an- 
gesehenen Mindestleistung Zurückbleiben. Im übri- 
gen geht auch die Bundesregierung davon aus, daß 
für den nach Maßgabe der Reichsgrundsätze aus 
anderen Gründen als der Erkrankung an Tuber- 
kulose anzuerkennenden Mehrbedarf die dort vor- 
gesehenen Leistungen zusätzlich zu gewähren sind. 
Eine entsprechende Klarstellung sollte jedoch nicht 
in § 18 Abs. 2, sondern in § 4 Abs. 3 vorgenommen 
werden. Es wird vorgeschlagen, daß § 4 Abs. 3 fol- 
gende Fassung erhält: 

„(3) Die wirtschaftliche Hilfe schließt sonstigen 
nach fürsorgerechtlichen Grundsätzen notwendigen 
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Lebensbedarf des Kranken und seiner Familien- 
angehörigen ein, Mehrbedarf jedoch nur, soweit er 
wegen der Erkrankung an Tuberkulose anzuerken- 
nen wäre." 

Zu 4. 

Die in § 21 enthaltene Regelung ist aus den bereits 
in der Begründung des Entwurfs dargelegten Er- 
wägungen erforderlich. Die ortsnahe Durchführung 
muß sicherstellen, daß der Kranke und seine Fa- 
milie die erforderlichen Leistungen ohne Verzöge- 
rung erhalten. Ohne enges Zusammenwirken von 
Landesfürsorgeverband und Landkreis (kreisfreier 
Stadt) würde das Gesetz sein wesentliches Ziel ver- 
fehlen. Ein solches Zusammenwirken muß bereits 
durch die bundesgesetzliche Regelung gewährleistet 
werden. Landesrechtliche Regelungen der in § 21 
angesprochenen Probleme könnten verschieden aus- 
fallen; das muß im Interesse einer einheitlichen 
Durchführung der Tuberkulosehilfe vermieden wer- 
den. 

Die Bundesregierung vermag sich der vom Bundes- 
rat vertretenen Ansicht, Behörden der Landkreise 
und kreisfreien Städte gehörten nicht zu den Be- 
hörden im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG, nicht 
anzuschließen. Artikel 84 erstreckt sich auch auf die 
kommunalen Behörden. 

Zu 5. und 9. b) 

Gemäß der Stellungnahme zu 4. muß auch die in 5. | 
angeführte Bestimmung sowie die Bezugnahme auf ! 
§ 21 in § 37 Abs. 5 beibehalten werden. 

Zu 7. 

Der Vollständigkeit halber erscheint es angezeigt, 
die Verwaltungsvorschriften zwischen der Rechts- 
verordnung nach § 35 Abs. 1 und den Einzelweisun- 
gen nach § 35 Abs. 3 zu erwähnen. Außerdem soll 
durch die Aufnahme dieser Vorschrift in das Gesetz 
die Notwendigkeit einer einheitlichen Regelung des 
Verwaltungsverfahrens durch Verwaltungsvorschrif- 
ten hervorgehoben werden. 

Zu 8. a) 

Grundsätzlich ist der Aufgabenträger auch der Aus- 
gabenträger. Heilbehandlung ist eine Aufgabe, die 
bisher unangefochten von den Ländern und ihren 
Behörden wahrgenommen imd finanziert wurde. 
Welche Bedeutung die Bundesregierung der Tuber- 
kulosebekämpfung als gemeinsamer Aufgabe bei- 
mißt, ergibt sich daraus, daß der Bund die den Ren- 
tenversicherungsträgern durch die Asylierung ent- 
stehenden Aufwendungen in vollem Umfang trägt 
und sich darüber hinaus zur Hälfte an den Auf- 
wendungen beteiligt, die den Landesfürsorgever- 
bänden bei der vorbeugenden Hilfe und der Ein- 


gliederungshilfe sowie bei bestimmten Leistungen 
der wirtschaftlichen Hilfe entstehen. 

Die Änderung würde die von der Bundesregierung 
im Haushaltsentwurf 1958 vorgesehenen Ausgaben 
erhöhen. Eine Deckung für die Mehrausgaben ist 
nicht vorhanden; auch der Bundesrat hat keinen 
Deckungsvorschlag gemacht. 

Zu 8. c) 

Bei der extrapulmonalen Tuberkulose ist die sta- 
tionäre Behandlung als Absonderungsmaßnahme 
zur Verhinderung der Krankheitsverbreitung nur in 
seltenen Fällen erforderlich. In der Regel ist viel- 
mehr eine Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit 
im Sinne des § 1236 Abs. 1 RVO zu erwarten. Auch 
bei längerem Krankenhausaufenthalt handelt es sich 
deshalb in diesen Fällen um normale Heilbehand- 
lung, also um eine Aufgabe der Versicherungs- 
träger, nicht aber um eine Asylierung aus Gründen 
der Ansteckungsverhütung, die aus dem seuchen- 
hygienischen Interesse des Bundes eine Kosten- 
beteiligung rechtfertigen würde. 

Die Änderung würde die von der Bundesregierung 
im Haushaltsentwurf 1958 vorgesehenen Ausgaben 
erhöhen. Eine Deckung für die Mehrausgaben ist 
nicht vorhanden; auch der Bundesrat hat keinen 
Deckungsvorschlag gemacht. 

Zu 9. a) 

Nach Ansicht der Bundesregierung besteht kein hin- 
reichender Grund, das Saarland während der Über- 
gangszeit von der Regelung des § 35 Abs. 3 auszu- 
nehmen. Zwar beteiligt sich der Bund, abweichend 
von § 36 Abs. 1, während der Übergangszeit nicht 
an den durch den Vollzug der §§ 3, 4 Abs. 2 und § 5 
entstehenden Aufwendungen; er hat aber im Hin- 
blick auf § 10 Nr. 4 des Eingliederungsgesetzes vom 
23. Dezember 1956 (BGBl. I S. 1011) ein allgemeines 
finanzielles Interesse. Davon abgesehen sind Ein- 
zelweisungen nach § 35 Abs. 3 des Entwurfs auch in 
anderen Fällen von grundsätzlicher Bedeutung, z. B. 
zur Wahrung der Rechtseinheit und zur Sicherung 
eines einheitlichen Verwaltungsvollzugs, vorge- 
sehen. Auch in diesen Fällen besteht keine Ver- 
anlassung, das Saarland anders zu behandeln als 
die übrigen Bundesländer. 

Zu 10. 

Das Inkrafttreten des Gesetzes sollte nicht länger 
als im Entwurf vorgesehen hinausgeschoben wer- 
den, damit der betroffene Personenkreis möglichst 
bald in den Genuß der neu zu gewährenden Lei- 
stungen kommt. Die Frist des § 38 Abs. 1 mit Rück- 
sicht auf landesrechtliche Regelungen zu verlängern, 
ist dann nicht erforderlich, wenn § 21 erhalten bleibt. 
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